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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung erstinstanzlicher Zuständigkeiten des 
Oberlandesgerichts in aktienrechtlichen Streitigkeiten 


A. Problem und Ziel 

Aktienrechtliche Streitigkeiten sind für die Gesellschaft sowie ihre Aktionäre, 
Arbeitnehmer und Kreditgeber, aber auch für die Gesamtwirtschaft von beson- 
ders großer Bedeutung. Bei den in der Praxis immer häufiger anzutrefifenden 
Klagen gegen die Wirksamkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen ist aller- 
dings zu beobachten, dass so genannte Berafskläger die aus der Blockade- 
wirkung von Beschlussmängelklagen folgende Zwangslage ausnutzen, um sich 
ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen. Die zur Eindämmung missbräuch- 
licher Aktionärsklagen gedachte Auslagerung der Streitigkeiten über die 
Angemessenheit von Ausgleichsleistungen von Minderheitsaktionären in das 
Spruchverfahren erleichtert zwar die Eintragung der zu Grande liegenden Um- 
strakturierangsmaßnahmen in das Handelsregister. Wegen der teils langen 
Dauer der Sprachverfahren werden unternehmerische Entscheidungen aber 
durch — mitunter jahrelange — Ungewissheit über das Erfordernis zusätzlicher 
Abfindungszahlungen in mehrstelliger Millionenhöhe blockiert. Dies beein- 
trächtigt die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland. 


B. Lösung 

Zur Reduzierung des Drohpotenzials der Beschlussmängelklagen von Berafs- 
klägem und zur schnellen Klärung der Abfindungsbeträge im Sprachverfahren 
ist der rechtskräftige Abschluss dieser Verfahren zu beschleunigen. Dazu ist der 
Instanzenzug durch die Verlagerung der Eingangszuständigkeit vom Land- 
gericht zum Oberlandesgericht zu verkürzen. 


C. Alternativen 

Als Alternative zu der vorgeschlagenen verfahrensrechtlichen Lösung käme die 
Einführung eines Mindestquorams für die Erhebung der Aktionärsklage in 
Betracht. Ob damit ein umfassender Schutz vor Berafsklägern erreicht werden 
könnte, erscheint allerdings fraglich. In jedem Fall würden der Aktienbesitz 
redlicher Kleinaktionäre und deren Rechtsschutzmöglichkeiten beeinträchtigt, 
ohne dem Missstand der langen Verfahrensdauer bei Sprachverfahren abhelfen 
zu können. 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Für den Bund und die Länder ergeben sich durch die Verlagerung der Eingangs- 
zuständigkeit für aktienrechtliche Streitigkeiten vom Landgericht zum Ober- 
landesgericht geringfügige personelle Mehrbelastungen. Daneben ist zu beden- 
ken, dass durch den Wegfall einer Instanz auch die dort derzeit erhobenen 
Gerichtsgebühren entfallen. Diese Gebühren sind allerdings so gering, dass 
keine nennenswerten Auswirkungen auf die Haushalte zu erwarten sind. Im 
Übrigen steht dem Wegfall der Gebühren für eine Instanz eine angemessene 
Erhöhung der verbleibenden Gebühren gegenüber. Insgesamt werden die über- 
schaubaren Mehrbelastungen durch erhebliche Vorteile für die als Aktiengesell- 
schaften ausgestalteten Wirtschaftsuntemehmen sowie deren Aktionäre, Kredit- 
geber und Arbeitnehmer auf Grund der schnelleren Entscheidung über 
aktienrechtliche Streitigkeiten deutlich überwogen. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Berlin, April 2008 


niK BlINnK.SKAPSX.l.KlilN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 842. Sitzung am 14. März 2008 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung erstinstanzlicher Zuständigkeiten 
des Oberlandesgerichts in aktienrechtlichen Streitigkeiten 

mit Begründung und Vorbiatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 


C 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung erstinstanziicher Zuständigkeiten des 
Oberiandesgerichts in aktienrechtiichen Streitigkeiten 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Zivilprozessordnung 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. 1 S. 3202, 2006 1 
S. 431, 2007 1 S. 1781), zuletzt geändert durch ..., wird wie 
folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht werden den Angaben zu Buch 2 
folgende Angaben angefügt: 

„Abschnitt 3 

Verfahren vor den Oberlandesgerichten 
§ 510c Anzuwendende Vorschriften 
§ 510d Entscheidender Richter 
§ 510e Vorbereitender Einzelrichter“. 

2. Dem § 36 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht bei der Bestimmung des zuständigen 
Oberlandesgerichts im ersten Rechtszug.“ 

3. Dem Buch 2 wird folgender Abschnitt 3 angefügt: 

„Abschnitt 3 

Verfahren vor den Oberlandesgerichten 
§ 510c 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) Für das Verfahren vor den Oberlandesgerichten 
gelten die Vorschriften über das Verfahren vor den Land- 
gerichten, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Be- 
stimmungen Abweichungen ergeben. 

(2) Titel 4 des Abschnitts 1 des Buches 2 findet keine 
Anwendung. 

(3) Eine Klageänderung ist nur zulässig, wenn das 
Oberlandesgericht auch für den geänderten Streitgegen- 
stand im ersten Rechtszug zuständig ist und die weiteren 
Voraussetzungen des § 263 vorliegen. 

(4) Eine Widerklage ist nur zulässig, wenn das Ober- 
landesgericht auch für den Streitgegenstand der Wider- 
klage im ersten Rechtszug zuständig ist und die weiteren 
Voraussetzungen des § 33 vorliegen. 

§ 510d 

Entscheidender Richter 

(1) Der Zivilsenat kann durch Beschluss den Rechts- 
streit einem seiner Mitglieder als Einzelrichter übertra- 
gen, wenn 

1 . die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsäch- 
licher oder rechtlicher Art aufweist. 


2. die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat 
und 

3. nicht bereits im Haupttermin zur Hauptsache verhan- 
delt worden ist, es sei denn, dass inzwischen ein Vor- 
behalts-, Teil- oder Zwischenurteil ergangen ist. 

(2) Der Einzelrichter legt den Rechtsstreit dem Zivil- 
senat zur Entscheidung über eine Übernahme vor, wenn 

1 . sich aus einer wesentlichen Änderung der Prozesslage 
besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkei- 
ten der Sache oder die grundsätzliche Bedeutung der 
Rechtssache ergeben oder 

2. die Parteien dies übereinstimmend beantragen. 

Der Zivilsenat übernimmt den Rechtsstreit, werm die Vo- 
raussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 vorliegen. Er entscheidet 
hierüber nach Anhörung der Parteien durch Beschluss. 
Eine erneute Übertragung auf den Einzelrichter ist ausge- 
schlossen. 

(3) Auf eine erfolgte oder unterlassene Übertragung, 
Vorlage oder Übernahme kann ein Rechtsmittel nicht ge- 
stützt werden. 

§ 510e 

Vorbereitender Einzelrichter 

(1) Wird der Rechtsstreit nicht nach § 510d dem Ein- 
zelrichter übertragen, kann der Zivilsenat die Sache 
einem seiner Mitglieder als Einzelrichter zur Vorberei- 
tung der Entscheidung zuweisen. 

(2) Der Einzelrichter hat die Sache so weit zu fördern, 
dass sie in einer mündlichen Verhandlung vor dem Zivil- 
senat erledigt werden kann. Er kann zu diesem Zweck 
einzelne Beweise erheben, soweit dies zur Vereinfachung 
der Verhandlung vor dem Zivilsenat wünschenswert und 
von vornherein anzunehmen ist, dass der Zivilsenat das 
Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von 
dem Verlauf der Beweisaufnahme sachgemäß zu würdi- 
gen vermag. 

(3) Der Einzelrichter entscheidet 

1 . über die Verweisung nach § 96 Abs. 3 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes; 

2. bei Zurücknahme der Klage, Verzicht auf den geltend 
gemachten Anspruch oder Anerkenntnis des An- 
spruchs; 

3. bei Säumnis einer Partei oder beider Parteien; 

4. über die Verpflichtung, die Prozesskosten zu tragen, 
sofern nicht der Zivilsenat gleichzeitig mit der Haupt- 
sache hierüber entscheidet; 

5. über den Wert des Streitgegenstandes; 

6. über Kosten, Gebühren und Auslagen. 


Drucksache 16/9020 


-6- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


(4) Im Einverständnis der Parteien kann der Einzel- 
richter auch im Übrigen entscheiden.“ 

4. ln § 5 1 1 Abs. 1 werden nach dem Wort „Endurteile“ die 
Wörter „der Amtsgerichte und der Landgerichte“ ein- 
gefügt. 

5. ln § 542 Abs. 1 werden nach dem Wort „gegen“ die 
Wörter „die von den Oberlandesgerichten im ersten 
Rechtszug und“ eingefugt. 

6. § 543 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Beru- 
fungsgericht“ die Wörter „oder das Oberlandesge- 
richt im ersten Rechtszug“ eingefiigt. 

b) ln Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „durch das 
Berufungsgericht“ durch die Wörter „nach Absatz 1 
Nr. 1“ ersetzt. 

7. § 544 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Beru- 
fungsgericht“ die Wörter „oder das Oberlandesge- 
richt im ersten Rechtszug“ eingefiigt. 

b) ln Absatz 7 werden nach den Wörtern „Hat das Be- 
rufungsgericht“ die Wörter „oder das Oberlandesge- 
richt im ersten Rechtszug“ eingefugt und die Wörter 
„an das Berufungsgericht“ durch die Wörter „an das 
Gericht, gegen dessen Urteil die Revision gerichtet 
ist,“ ersetzt. 

8. ln § 548 wird das Wort „Berufungsurteils“ durch die 
Wörter „Urteils, gegen das die Revision gerichtet ist“ 
ersetzt. 

9. ln § 552a Satz 1 werden nach dem Wort „Berufungs- 
gericht“ die Wörter „oder dem Oberlandesgericht im 
ersten Rechtszug“ eingefiigt. 

10. ln § 556 werden nach den Wörtern „Verfahren der Be- 
rufungsinstanz“ die Wörter „oder das erstinstanzliche 
Verfahren vor dem Oberlandesgericht“ und nach den 
Wörtern „in der Berufungsinstanz“ die Wörter „oder im 
erstinstanzlichen Verfahren vor dem Oberlandesge- 
richt“ eingefiigt. 

11. ln § 558 Satz 1 werden die Wörter „des Berufungs- 
gerichts“ durch die Wörter „ , gegen das die Revision 
gerichtet ist,“ ersetzt. 

12. § 559 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Berufiingsurteil“ 
durch die Wörter „Urteil, gegen das die Revision ge- 
richtet ist,“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 werden nach dem Wort „Berufungsge- 
richt“ die Wörter „oder das Oberlandesgericht im 
ersten Rechtszug“ eingefiigt. 

13. ln § 560 werden nach dem Wort „Berufungsgerichts“ 
die Wörter „oder des Oberlandesgerichts im ersten 
Rechtszug“ eingefiigt. 

14. ln § 561 wird das Wort „Berufungsurteils“ durch die 
Wörter „Urteils, gegen das die Revision gerichtet ist,“ 
ersetzt. 

15. § 563 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) ln Satz 1 werden nach dem Wort „Berufungs- 
gericht“ die Wörter „oder an das Oberlandes- 
gericht im ersten Rechtszug“ eingefiigt. 

bb) ln Satz 2 wird das Wort „Berufungsgerichts“ 
durch die Wörter „Gerichts, gegen dessen Ur- 
teil die Revision gerichtet ist,“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 wird das Wort „Berufungsgericht“ durch 
die Wörter „Gericht, an das zurückverwiesen wur- 
de,“ ersetzt. 

c) ln Absatz 4 werden die Wörter „zur Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht“ durch 
die Wörter „nach Absatz 1“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Geriehtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Be- 
karmtmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. 1 S. 1077), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . ln § 23 werden nach dem Wort „Landgerichten“ die Wör- 
ter „oder den Oberlandesgerichten“ eingefiigt. 

2. ln § 71 Abs. 1 werden nach dem Wort „Amtsgerichten“ 
die Wörter „oder den Oberlandesgerichten“ eingefiigt. 

3. ln § 95 Abs. 2 werden die Angabe „§ 246 Abs. 3 Satz 1 
oder“ gestrichen, nach der Angabe „§ 396 Abs. 1 Satz 2 
des Aktiengesetzes,“ die Angabe „nach § 51c des Geset- 
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung,“ und vor den Wörtern „des Spruchverfahrensgeset- 
zes“ die Angabe „Abs. 1 Satz 2“ eingefiigt. 

4. Dem § 96 wird folgender Absatz 3 angefugt: 

„(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Verweisung 
nach § 28 1 der Zivilprozessordnung vom Oberlandesge- 
richt zum Landgericht.“ 

5. § 1 18 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt 
geändert: 

aa) Nach dem Wort „über“ werden ein Doppelpunkt 
und in einer neuen Zeile folgende Nummer 1 ein- 
gefiigt: 

„1. gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten unter 
Beteiligung einer Aktiengesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, eines 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit 
oder einer Europäischen Gesellschaft, soweit 
diese dem Oberlandesgericht im ersten 
Rechtszug zugewiesen sind, und“. 

bb) Die Wörter „Musterverfahren nach dem Kapital- 
anleger-Musterverfahrensgesetz.“ werden zu 
Nummer 2. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Verfahren nach Absatz 1 
einem Oberlandesgericht oder dem Obersten Landes- 
gericht für die Bezirke mehrerer Oberlandesgerichte 
zu übertragen, wenn dies der Sicherung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung dient. Sie können die Ermäch- 
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tigung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 
Für die Verfahren nach Absatz 1 Nr. 2 kann durch 
Staatsvertrag zwischen den Ländern die Zuständig- 
keit eines Oberlandesgerichts für einzelne Bezirke 
oder das gesamte Gebiet mehrerer Länder begründet 
werden.“ 

Artikel 3 

Änderung des Kapitalanleger- 
Musterverfahrensgesetzes 

§ 4 Abs. 5 des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes 
vom 16. August 2005 (BGBl. 1 S. 2437), das zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. 1 
S. 1089), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . § 246 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird das Wort „Landgericht“ durch das Wort 
„Oberlandesgericht“ ersetzt. 

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen. 

2. § 246a Abs. 3 Satz 3 wird gestrichen. 

3. ln § 249 Abs. 1 Satz 1 und in § 250 Abs. 3 Satz 1 wirdje- 
weils die Angabe „Abs. 3 Satz 1 bis 4“ durch die Angabe 
„Abs. 3 Satz 1 und 2“ ersetzt. 

4. §319 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Landgericht“ durch das Wort 
„Oberlandesgericht“ ersetzt. 

b) Satz 6 wird gestrichen. 

Artikel 5 

Änderung des SE-Ausführungsgesetzes 

In § 3 1 Abs. 3 Satz 1 des SE-Ausführungsgesetzes vom 
22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3675), das zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird die Angabe „§ 246 Abs. 2, 3 
Satz 1 bis 4“ durch die Angabe „§ 246 Abs. 2, 3 Satz 1 
und 2“ ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung des Spruehverfahrensgesetzes 

Das Spruchverfahrensgesetz vom 12. Juni 2003 (BGBl. I 

5. 838), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Landgericht“ durch das 
Wort „Oberlandesgericht“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Handelt es sich um ein Verfahren nach § 1 Nr. 6 
oder ist in einem Verfahren nach § 1 Nr. 4 weder 


einer der beteiligten Rechtsträger noch der 
Rechtsträger neuer Rechtsform eine Aktienge- 
sellschaft, ist anstelle des Oberlandesgerichts das 
Landgericht zuständig.“ 

cc) Im neuen Satz 3 wird das Wort „Landgerichte“ 
durch das Wort „Gerichte“ und das Wort „Land- 
gerichten“ durch das Wort „Gerichten“ ersetzt. 

dd) Im neuen Satz 4 werden die Angabe „Satz 2“ 
durch die Angabe „Satz 3“ und die Wörter „ent- 
sprechend anzuwenden“ durch die Wörter „mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass das 
zuständige Oberlandesgericht im ersten Rechts- 
zug durch den Bundesgerichtshof bestimmt 
wird“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Ist“ die Wörter 
„in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2“ eingefügt. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 Satz 2 und 3. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt 
gefasst: 

„(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Verfahren einem Ober- 
landesgericht oder dem Obersten Landesgericht für 
die Bezirke mehrerer Oberlandesgerichte sowie in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 einem Landgericht 
für die Bezirke mehrerer Landgerichte zu übertragen, 
wenn dies der Sicherung einer einheitlichen Recht- 
sprechung dient. Sie können die Ermächtigungen auf 
die Landesjustizverwaltungen übertragen.“ 

2. ln § 4 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Satz 2 und 3“ 

durch die Angabe „Satz 3 und 4“ ersetzt. 

3. § 7 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Vorsitzenden“ durch das 
Wort „Gerichts“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Der Vorsitzende“ durch 
die Wörter „Das Gericht“ ersetzt. 

c) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„In den Fällen des § 2 Abs. 1 Satz 2 entscheidet der 
Vorsitzende.“ 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 

Rechtsmittel“. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz vorangestellt: 

„(1) Gegen die Entscheidung nach § 11 ist die 
Rechtsbeschwerde statthaft, wenn sie das Oberlandes- 
gericht in dem Beschluss zugelassen hat. Die Rechts- 
beschwerde ist zuzulassen, werm 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat 
oder 

2. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entschei- 
dung des Rechtsbeschwerdegerichts erfordert. 

Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die 
Rechtsbeschwerde gelten entsprechend, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.“ 
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c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt 
geändert: 

aa) ln Satz 1 werden das Wort „Gegen“ durch die 
Wörter „ln den Fällen des § 2 Abs. 1 Satz 2 findet 
gegen“ ersetzt und das Wort „findet“ gestrichen. 

bb) Folgende Sätze werden angefugt: 

„Über die Beschwerde entscheidet das Oberlan- 
desgericht. Die Landesregierung kann die Ent- 
scheidung über die Beschwerde durch Rechts- 
verordnung für die Bezirke mehrerer Oberlandes- 
gerichte einem der Oberlandesgerichte oder dem 
Obersten Landesgericht übertragen, wenn dies 
der Sicherung einer einheitlichen Rechtspre- 
chung dient; sie kann die Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltung übertragen. Gegen die 
Entscheidung des Beschwerdegerichts ist die 
Rechtsbeschwerde statthaft, wenn sie das Be- 
schwerdegericht in der Entscheidung zugelassen 
hat; Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

d) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

5. Dem § 14 wird folgender Satz angefügt: 

„Für einen gerichtlichen Vergleich gilt Satz 1 entspre- 
chend.“ 

6. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 5 werden die Wörter „die volle“ durch die 
Wörter „das Doppelte der vollen“ ersetzt, der ab- 
schließende Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
die Wörter „in den Fällen des § 2 Abs. 1 Satz 2 wird 
die volle Gebühr erhoben.“ angefügt. 

b) ln Satz 6 werden das Wort „Vierfache“ durch das Wort 
„Sechsfache“ ersetzt und nach den Wörtern „vollen 
Gebühr“ die Wörter „und in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Satz 2 auf das Vierfache der vollen Gebühr“ einge- 
fügt. 

c) ln Satz 7 werden die Wörter „den zweiten Rechtszug“ 
durch die Wörter „das Verfahren über ein Rechtsmit- 
tel“ und die Wörter „die Beschwerde“ durch die Wör- 
ter „das Rechtsmittel“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

ln § 16 Abs. 3 Satz 6 des Umwandlungsgesetzes vom 
28. Oktober 1994 (BGBl. 1 S. 3210, 1995 1 S. 428), das zu- 
letzt durch . . . geändert worden ist, werden der abschließende 
Punkt durch ein Komma ersetzt und die Wörter „es sei denn, 
bei dem Gericht nach Satz 1 handelt es sich um das Oberlan- 
desgericht.“ angefügt. 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Gesellsehaften mit besehränkter Haftung 

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliede- 
rungsnummer 4123-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1 . Nach § 5 Ib wird folgender § 5 Ic eingefügt: 

„§51c 

Zuständig für Klagen gegen die Wirksamkeit von Be- 
schlüssen der Gesellschafter ist ausschließlich das Land- 
gericht, in dessen Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat. 
Ist bei dem Landgericht eine Kammer für Handelssachen 
gebildet, so entscheidet diese an Stelle der Zivilkammer. 
Die Landesregierung kann die Entscheidung durch 
Rechtsverordnung für die Bezirke mehrerer Landgerichte 
einem der Landgerichte übertragen, wenn dies der Siche- 
rung einer einheitlichen Rechtsprechung dient; sie kann 
die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung über- 
tragen.“ 

2. Dem § 75 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zuständigkeit des Gerichts bestimmt sich nach 
§51c.“ 


Artikel 9 

Änderung des Geriehtskostengesetzes 

Anlage 1 (zu § 3 Abs. 2) - Kostenverzeichnis - des Ge- 
richtskostengesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. 1 S. 718), das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln der Gliederung werden Teil 1 Hauptabschnitt 2 Ab- 
schnitt 1 folgende Zwischenüberschriften eingefügt: 

„Unterabschnitt 1 Amtsgericht und Landgericht 

Unterabschnitt 2 Oberlandesgericht“. 

2. Teil 1 wird wie folgt geändert: 

a) Hauptabschnitt 2 Abschnitt 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach der Überschrift wird folgende Zwischen- 
überschrift eingefügt: 

„Unterabschnitt 1 
Amtsgericht und Landgericht“. 

bb) Die Vorbemerkung 1.2.1 wird gestrichen. 

cc) Folgender Unterabschnitt wird angefügt: 

„Unterabschnitt 2 
Oberlandesgericht 

Vorbemerkung 1.2.1: 

Die Gebühren dieses Unterabschnitts entstehen 
nicht im Musterverfahren nach dem KapMuG; 
das erstinstanzliche Musterverfahren gilt als Teil 
des ersten Rechtszuges des Prozessverfahrens. 




Gebühr oder 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Satz der Ge- 
bühr nach 




§ 34 GKG 


1212 

Verfahren im Allgemeinen . . . 

4,0 
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1213 


Beendigung des gesamten Ver- 
fahrens durch 


1 . Zurücknahme der Klage 

a) vor dem Schluss der 
mündlichen Verhand- 
lung, 

b) in den Fällen des § 128 
Abs. 2 ZPO vor dem 
Zeitpunkt, der dem 
Schluss der mündlichen 
Verhandlung entspricht, 

c) im Fall des § 331 Abs. 3 
ZPO vor Ablauf des Ta- 
ges, an dem das Urteil 
der Geschäftsstelle 
übemiittelt wird, 

wenn keine Entscheidung 
nach § 269 Abs. 3 Satz 3 
ZPO über die Kosten ergeht 
oder die Entscheidung einer 
zuvor mitgeteilten Einigung 
der Parteien über die Kos- 
tentragung oder der Kosten- 
übemahmeerklärung einer 
Partei folgt, 

2. Anerkenntnisurteil, Ver- 
zichtsurteil oder Urteil, das 
nach §313a Abs. 2 ZPO 
keinen Tatbestand und kei- 
ne Entscheidungsgründe 
enthält, 

3. gerichtlichen Vergleich 
oder 


4. Erledigungserklärungen 
nach § 9 1 a ZPO, wenn kei- 
ne Entscheidung über die 
Kosten ergeht oder die Ent- 
scheidung einer zuvor mit- 
geteilten Einigung der Par- 
teien über die 

Kostentragung oder der 
Kostenübemahmeerklä- 
rung einer Partei folgt, 

es sei denn, dass bereits ein an- 
deres als eines der in Nummer 2 
genarmten Urteile vorausgegan- 
gen ist; 

Die Gebühr 1212 ennäßigt sich 
auf 


Die Vervollständigung eines 
ohne Tatbestand und Entschei- 
dungsgründe hergestellten Ur- 
teils (§ 313a Abs. 5 ZPO) steht 
der Ermäßigung nicht entgegen. 
Die Gebühr ennäßigt sich auch, 
wenn mehrere Ermäßigungstat- 
bestände erfüllt sind. 


2,0 


b) Hauptabschnitt 6 Abschnitt 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 1642 wird wie folgt gefasst: 


bb) Nach Nummer 1 642 wird folgende Nummer 1 642a 
eingefügt: 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebühr oder 
Satz der Ge- 
bühr nach 
§ 34 GKG 

1642a 

Verfahren nach § 16 Abs. 3 
UmwG, soweit das Landge- 
richt in erster Instanz zustän- 
dig ist, oder Verfahren nach 
§ 148 Abs. 1 und 2 AktG 

1,0 


Artikel 10 

Änderung des Reehtsanwaltsvergütungsgesetzes 

Anlage 1 (zu § 2 Abs. 2) Vergütungsverzeiehnis - des 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I 
S. 718), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In Nummer 3300 Nr. 1 wird vor der Angabe „§ 16 
Abs. 4“ die Angabe „§ 118 Abs. 1 Nr. 1 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes sowie“ eingefügt. 

2. Nummer 3325 wird wie folgt gefasst: 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebühr oder 
Satz der Ge- 
bühr nach 
§ 13 RVG 

3325 

Verfahrensgebühr für Verfahren 
nach den §§ 246a, 319 Abs. 6 
AktG, auch i. V. m. § 327e Abs. 2 
AktG, oder nach § 16 Abs. 3 
UmwG, soweit nicht Nummer 
3325a greift 

1,0 


3. Nach Nummer 3325 wird folgende Nummer 3325a ein- 
gefügt: 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebühr oder 
Satz der Ge- 
bühr nach 
§ 13 RVG 

3325a 

Verfahrensgebühr für Verfahren 
nach § 16 Abs. 3 UmwG, soweit 
das Landgericht in erster Instanz 
zuständig ist, oder für Verfahren 
nach § 148 Abs. 1 und 2 AktG . . . 

0,75 


Artikel 11 

Übergangsvorschrift 

Die Artikel 1 bis 8 finden keine Anwendung auf Verfah- 
ren, die vor dem in Artikel 12 genannten Zeitpunkt bereits 
anhängig und noch nicht rechtskräftig entschieden waren. 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebühr oder 
Satz der Ge- 
bühr nach 
§ 34 GKG 

1642 

Verfahren nach den §§ 246a, 
319 Abs. 6 AktG, aueh 
i. V. m. § 327e Abs. 2 AktG 
oder § 16 Abs. 3 UmwG, so- 
weit nicht Nummer 1642a 
greift 

1,5 


Artikel 12 
Inkrafttreten 

Die in Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe b, Artikel 6 Nr. 1 Buch- 
stabe d und Nr. 4 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb sowie in 
Artikel 8 Nr. 1 dieses Gesetzes enthaltenen Verordnungser- 
mächtigungen treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Im Übrigen tritt das Gesetz am I . Januar 2009 in Kraft. 


Drucksache 16/9020 


- 10- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Notwendigkeit der Verlagerung der Eingangsinstanz 

a) Ausgangslage 

Das Aktienrecht räumt jedem Aktionär die Möglichkeit ein, 
gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gerichtlich vorzu- 
gehen. Dies gilt unabhängig davon, ob er angesichts der 
Größe seiner Beteiligung tatsächlich ein ökonomisches Inte- 
resse als Anteilseigner hat, oder ob er lediglich eine Aktie 
besitzt. Viele Hauptversammlungsbeschlüsse, darunter ins- 
besondere die für das Unternehmen besonders bedeutsamen 
Beschlüsse über Umstrukturierungsmaßnahmen werden in- 
dessen erst wirksam, werm sie im Handelsregister eingetra- 
gen sind. Da der Registerrichter die Eintragung im Fall der 
Klage gegen einen Hauptversammlungsbeschluss aussetzen 
katm und in der Praxis regelmäßig auch aussetzt, entfaltet die 
Klage eine Sperrwirkung. Dies hat zur Entstehung eines Kla- 
gegewerbes geführt, in dem Berufskläger auf der Grundlage 
des Besitzes weniger Aktien Hauptversammlungsbeschlüsse 
anfechten, um nicht gerechtfertigte Sondervorteile für sich 
zu erlangen, zu deren Gewährung die Gesellschaft bereit ist, 
um die Sperrwirkung des Verfahrens möglichst schnell zu 
beseitigen. 

Der Gesetzgeber hat bereits mehrfach versucht, diesen Miss- 
brauch des Aktionärsklagerechts einzudämmen. So wurde 
beispielsweise die Frage der Angemessenheit des Aus- 
gleichs für Aktionäre, in deren Rechte im Rahmen von Um- 
strukturierungsmaßnahmen eingegriffen wird, in das der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zuzurechnende Verfahren nach 
dem Spruchverfahrensgesetz (SpruchG) ausgelagert. Um 
darüber hinaus eine Eintragung vor rechtskräftiger Entschei- 
dung über die Klage gegen den Hauptversammlungsbe- 
schluss über die Umstrukturierungsmaßnahme in der Haupt- 
sache zu ermöglichen, wurden in § 16 Abs. 3 UmwG und 
§319 Abs. 6 AktG so genarmte Freigabeverfahren einge- 
führt. 

Der 63. Deutsche Juristentag (vgl. Deutscher Juristentag, 
Verhandlungen des 63. Deutschen Juristentages Leipzig 
2000, Band II/2 Sitzungsberichte, 2001, S. O 220 bis O 225) 
und die Regierungskommission Corporate Govemance (vgl. 
Bericht der Regierungskommission Corporate Govemance, 
Bundestagsdmcksache 14/7515, S. 76 ff.) haben sich aller- 
dings für weitere Refonnen des Rechts der Beschlussmän- 
gelkontrolle und -anfechtung ausgesprochen, ln jüngerer 
Zeit hat das Gesetz zur Unternehmensintegrität und Moder- 
nisiemng des Anfechtungsrechts (UMAG) vom 22. Septem- 
ber 2005 (BGBl. 1 S. 2802) mit § 246a AktG in enger Anleh- 
nung an das Freigabeverfahren nach § 16 Abs. 3 UmwG und 
§319 Abs. 6 AktG auch außerhalb von Umstrukturierungs- 
maßnahmen ein Freigabeverfahren für bestimmte Hauptver- 
sammlungsbeschlüsse über Kapitalmaßnahmen und Unter- 
nehmensverträge eingeführt. Die auf einen Vorschlag der 
Regiemngskommission Corporate Govemance zurückge- 
hende Regelung stellt diese Sachverhalte den Umstrukturie- 
mngsmaßnahmen gleich und sieht hier wie dort ein besonde- 
res Interesse an einer schnellen rechtskräftigen Klämng. Mit 
dem Zweiten Gesetz zur Ändemng des Umwandlungsgeset- 


zes vom 19. April 2007 (BGBl. 1 S. 542) wurde die im 
UMAG eingeführte Dreimonatsfrist für die gerichtliche Ent- 
scheidung im Freigabeverfahren zur Durchsetzung der Ein- 
tragung einer gesellschaftsrechtlichen Maßnahme trotz erho- 
bener Anfechtungsklage auf Umstmkturiemngsfälle 
ausgedehnt. Die bisherigen gesetzgeberischen Maßnahmen 
vermochten das Klagegewerbe allerdings nicht einzudäm- 
men. Die jüngste Studie von Baums/Keinath/Gajek (vgl. ZIP 
2007, 1629 ff.) belegt, dass die Zahl der Beschlussmängel- 
klagen von 1980 bis 2006 um das 60fache gestiegen ist; 
selbst relativ, bezogen auf die gleichfalls gestiegene Zahl der 
Gesellschaften, ergibt sich iirrmer noch ein Anstieg um das 
Achtfache. Eine dämpfende Wirkung durch das UMAG ist 
danach nicht zu erkennen (vgl. Baums/Keinath/Gajek, ZIP 
2007, 1629, 1634; ebenso Noack, BB 2007, 1). Der durch- 
schnittliche Anteilsbesitz der Anfechtungskläger lag in den 
untersuchten Fällen bei 0,01 Prozent; in über 70 Prozent der 
untersuchten Verfahren entstammten die Kläger einer Gmp- 
pe von acht Bemfsklägem (vgl. Baums/Keinath/Gajek, ZIP 
2007, 1629, 1649). Dies bestätigt, dass Bemfskläger die 
Zwangslage der Unternehmen bewusst ausnutzen, um sich 
ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen (vgl. z. B. FAZ 
vom 18. Juni 2007, S. 18: „Anfechtungsklagen bleiben ein 
lukratives Geschäft“, vom 10. Juli 2007, S. 21: „Es klagen 
immer dieselben“, vom 30. Juli 2007, S. 9: „Zahl der 
Anfechtungsklagen auf neuem Höchststand“ und vom 
17. Oktober 2007, S. 28: „Schluss mit der Erpressung!“). 

Auch die zum Schutz gegen den Missbrauch des Aktio- 
närsklagerechts in jüngster Zeit ergangene Rechtsprechung 
vermag das Drohpotenzial der Berufskläger nicht umfassend 
zu beseitigen. So ist der Bundesgerichtshof am 18. Juni 2007 
(11 ZB 23/06 -, BB 2007, 1524) der Praxis der Berufskläger 
entgegengetreten, sich im Wege der Nebenintervention 
fremden Beschlussmängelklagen anzuschließen. Er ent- 
schied, dass der in § 101 Abs. 1 ZPO geregelte Grundsatz, 
Kosten des Nebenintervenienten wie solche der Hauptpartei 
zu behandeln, nur in Fällen einfacher Nebenintervention und 
damit gerade nicht für die wegen der Rechtskrafterstreckung 
nach den §§ 248, 249 AktG bei Beschlussmängelklagen vor- 
liegende streitgenössische Nebenintervention gilt. Die An- 
waltskosten des Nebenintervenienten sind danach vom be- 
klagten Unternehmen nicht automatisch mit zu tragen, wenn 
es sich zur Übernahme der außergerichtlichen Kosten der 
Hauptpartei verpflichtet. Dies dürfte zwar den Anreiz für 
Berufskläger senken, als Trittbrettfahrer aufzutreten. Die 
Entscheidung bietet aber keinen Schutz vor eigenständigen 
Klagen der Berufskläger. Insoweit ist zwar das Urteil des 
Landgerichts Frankfurt am Main vom 2. Oktober 2007 (3-5 
O 177/07 -, BB 2007, 2362) beachtlich, das einen aus der 
Studie von Baums/Keinath/Gajek bekannten Berufskläger 
dem Grunde nach zu Schadenersatz wegen vorsätzlicher 
sittenwidriger Schädigung durch Missbrauch seines Aktio- 
närsklagerechts verurteilt hat. Die Entscheidung beruht aber 
auf den besonderen Umständen des Einzelfalls, die durch 
einen besonders offensichtlichen Versuch gekennzeichnet 
waren, sich das Klagerecht durch die Gewährung von Be- 
zugsrechten für neue Aktien abkaufen zu lassen, auf die kein 
Anspruch bestand. Da Berufskläger in der Regel den Ein- 
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druck vemieiden, sie wollten Sondervorteile für sich selbst 
erlangen und statt dessen vorgeben, Vorteile für alle außen- 
stehenden Aktionäre zu erstreiten (vgl. Falkenhausen/Baus, 
ZIP 2007, 2037, 2038) wird die Entscheidung das Klage- 
gewerbe nicht wirkungsvoll eindämmen können. 

Als problematisch erweist sich indessen nicht nur der Miss- 
brauch des Aktionärsklagerechts gegen Hauptversamm- 
lungsbeschlüsse, sondern auch die Möglichkeit der Geltend- 
machung der Unangemessenheit einer Ausgleichsleistung 
im Spruchverfahren. Die große Komplexität der den Spruch- 
verfahren regelmäßig zu Grunde liegenden Fragen der Un- 
temehmensbewertung hat dazu geführt, dass der Abschluss 
eines Spruchverfahrens häufig lange Zeit auf sich warten 
lässt. Praktiker haben daraufhingewiesen, dass acht bis zehn 
Jahre bis zu endgültigen Entscheidung keine Seltenheit sind 
(vgl. Fritzsche/Freier, BB 2002, 737, 739). Zwar hat der Ge- 
setzgeber auch hier bereits reagiert (vgl. das Gesetz zur Neu- 
ordnung des gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahrens vom 
12. Juni 2003, BGBl. I S. 838). Die Verfahrensdauer bei 
Spruchverfahren kormte bislang aber nicht grundlegend ver- 
ringert werden. 

Dies dürfte neben der besonderen Komplexität der oft mit 
Hilfe umfangreicher Sachverständigengutachten aufzuarbei- 
tenden Materie dem Umstand geschuldet sein, dass Spruch- 
verfahren in besonderem Maß rechtsmittelträchtig sind. In 
Verbindung mit den umfangreichen Gutachten zur Unter- 
nehmensbewertung führt die Rechtsmittelhäufigkeit bei 
Spruchverfahren zu erheblichen Verfahrenverzögerungen. 
Kommen Eingangs- und Rechtsmittelgericht etwa zu unter- 
schiedlichen rechtlichen Auffassungen bezüglich der Vorga- 
ben für das Gutachten, muss in der Rechtsmittelinstanz ein 
ergänzendes Gutachten eingeholt werden, wodurch das Ver- 
fahren um weitere Jahre verlängert wird. 

Sowohl der Missbrauch des Aktionärsklagerechts gegen Be- 
schlussmängel als auch die lange Dauer von Spruchverfah- 
ren körmen erhebliche betriebswirtschaftliche und gesamt- 
wirtschaftliche Schäden verursachen. Schadensträchtig ist 
sowohl die Verzögerung existenziell bedeutsamer Umstruk- 
turierungsmaßnahmen als auch die Blockade unternehmeri- 
scher Entscheidungen angesichts jahrelanger Ungewissheit 
über das Erfordernis zusätzlicher Abfindungszahlungen in 
mehrstelliger Millionenhöhe. Dies beeinträchtigt wegen der 
besonderen Bedeutung aktienrechtlicher Streitigkeiten für 
die Gesellschaft und den Börsenkurs nicht nur die Aktionäre, 
sondern auch Arbeitnehmer und Kreditgeber. 

b) Lösungsvorschlag 

Zur Beendigung des Missbrauchs des Aktionärsklagerechts 
bei Beschlussmängeln wurde in jüngerer Zeit die Einführung 
eines Mindestquorums vorgeschlagen, das die Klageerhe- 
bung durch Kleinstaktionäre völlig ausschließt (vgl. Noack, 
BB 2007, 1 ; Pressemitteilung des Bayerischen Staatsminis- 
teriums der Justiz Nr. 126/2007). Ob ein solches Mindest- 
quorum das Klagegewerbe wirkungsvoll eindämmen könn- 
te, kann bezweifelt werden. Zum einen könnten sich bislang 
getrennt agierende Berufskläger zu Klagepools zusammen- 
finden, um das erforderliche Quorum zu erreichen. Zum 
anderen könnten die Berufskläger ihre Tätigkeit auf die 
Geltendmachung von Abfmdungs- oder Schadenersatz- 
ansprüchen verlagern, die an die Stelle des Primärrechts- 
schutzes über eine Beschlussmängelklage treten müssten. 


Da diese Abfmdungs- oder Schadenersatzansprüche im 
Zweifel allen Aktionären zukommen müssten, wären die 
Unternehmen wiederum gezwungen, über Jahre hinweg 
vorsorglich Rückstellungen zu bilden. Trotz seines zweifel- 
haften Ertrags würde ein Mindestquorum den Wert des 
Aktienbesitzes redlicher Kleinaktionäre und deren Rechts- 
schutzmöglichkeiten erheblich beeinträchtigen. Dies er- 
scheint auch rechtspolitisch bedenklich, da das deutsche 
Aktienrecht der Klagebefugnis des einzelnen Aktionärs eine 
wichtige Kontroll- und Überwachungsfunktion zumisst, die 
eine gewisse Zurückhaltung des Staates bei der Aufsicht 
über Aktiengesellschaften emiöglicht. Der Missstand der 
langjährigen Unsicherheit über mögliche Erhöhungen der 
Abfindungsbeträge im Spruchverfahren könnte mit einem 
Mindestquorum nicht beseitigt werden. 

Anstelle eines Mindestquorums erscheint deshalb eine ver- 
fahrensrechtliche Lösung geboten, die zwar das Aktio- 
närsklagerecht in seinem Bestand unberührt lässt, aber das 
Drohpotenzial der Beschlussmängelklagen von Berufsklä- 
gem wirkungsvoll reduziert, indem sie den rechtskräftigen 
Abschluss der Verfahren beschleunigt. 

Dazu ist die Eingangszuständigkeit bei Klagen gegen die 
Wirksamkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen und bei 
Spruchverfahren unter Beteiligung einer Aktiengesellschaft 
vom Landgericht auf das Oberlandesgericht zu verlagern. 
Angesichts der großen Verbreitung der Rechtsform der Ak- 
tiengesellschaft vor allem bei großen und mittleren Unter- 
nehmen würde die damit einhergehende Beschleunigung der 
Klärung aktienrechtlicher Streitigkeiten einen wesentlichen 
Beitrag zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirt- 
schaftsstandorts Deutschland leisten. 

Für Spruchverfahren wird die Verlagerung der Eingangzu- 
ständigkeit zum Oberlandesgericht bereits seit langem gefor- 
dert (vgl. die Stellungnahmen des Handelsrechtsausschusses 
des Deutschen Anwaltvereins Nr. 3/02 vom Januar 2002 und 
Nr. 9/03 vom Februar 2003 zu Artikel 1 § 2 des Spruchver- 
fahrensneuordnungsgesetzes). In jüngerer Zeit haben Verzö- 
gerungen bei der Umstrukturierung großer Konzerne zu ei- 
ner Ausweitung dieser Forderung auf aktien- und umwand- 
lungsrechtliche Freigabeverfahren sowie die zugehörigen 
Hauptsacheverfahren geführt (vgl. Waclawik, ZIP 2006, 
1428, 1432). Der Handelsrechtsausschuss des Deutschen 
Anwaltsvereins hat in seinem Gesetzgebungsvorschlag zum 
Spruchverfahren bei Umwandlung und Sachkapitaler- 
höhung und zur Erfüllung des Ausgleichsanspruchs durch 
Aktien vom Juni 2007 (Nr. 27/07, S. 7) eine Beschleunigung 
der Rechtsschutzverfahren, insbesondere durch die Be- 
schränkung sowohl des Freigabeverfahrens als auch des 
Spruchverfahrens auf jeweils eine Instanz, gefordert. Die 
Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister 
hatte sich bereits 2005 für eine allgemeine erstinstanzliche 
Zuständigkeit des Oberlandesgerichts in aktienrechtlichen 
Streitigkeiten ausgesprochen. 

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts 
hat zur Folge, dass sich bereits in erster Instanz ein mit 
mehreren Berufsrichtem besetztes Kollegialorgan mit der 
Angelegenheit befasst. Zwar entscheiden auch die Land- 
gerichte in aktienrechtlichen Streitigkeiten regelmäßig durch 
die Kammer. Dabei handelt es sich aber in der Regel um eine 
Kammer für Handelssachen, die nur mit einem Berufsrichter 
besetzt ist. Im Gegensatz zu einem Senat des Oberlandes- 


Drucksache 16/9020 


-12- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


gerichts ist bei der Kammer für Handelssachen weder ein 
spruchkörperinterner Belastungsausgleich noch ein regel- 
mäßiger Erfahrungs- und Meinungsaustausch möglich, da 
die Handelsrichter nur in der mündlichen Verhandlung mit- 
wirken. Bei Urlaub, Erkrankung oder beruflichem Wechsel 
des Vorsitzenden muss die Kammer für Handelssachen das 
Verfahren regelmäßig neu beginnen; bisher erworbene Fall- 
kenntnisse gehen verloren. Die Zuweisung an einen mit 
mehrerem Berufsrichtem besetzten Spruchkörper karm da- 
her Verzögerungen beim Abschluss einer Instanz vermeiden. 

ln erster Linie führt die Verlagerung der Eingangszuständig- 
keit zum Oberlandesgericht aber zu einer Verkürzung des In- 
stanzenzugs. Ist das Oberlandesgericht bereits als Eingangs- 
instanz zuständig, entfällt eine Überprüfüngsinstanz. Das 
Verfahren kann damit schneller rechtskräftig abgeschlossen 
werden. Dieser Umstand wiegt bei aktienrechtlichen Strei- 
tigkeiten besonders schwer, da die Rechtsmittelquoten hier 
deutlich über der Rechtsmittelquote in anderen Zivil- und 
Handelssachen liegen. Für Spruchverfahren unter Beteili- 
gung von Aktiengesellschaften und Klagen gegen die Wirk- 
samkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen einschließlich 
der zugehörigen Freigabeverfahren ergab eine Stichprobe im 
Bezirk des Oberlandesgerichts Stuttgart, dass die Zahl der 
beim Oberlandesgericht verzeichneten Rechtsmitteleingän- 
ge im Jahr 2006 der Zahl der streitigen Entscheidungen der 
Landgerichte im selben Zeitraum entsprach; im Bereich der 
Spruchverfahren kam noch ein Rechtsmittel gegen ein Ende 
des Vorjahres in erster Instanz abgeschlossenes Verfahren 
hinzu. Dies entspricht einer Rechtsmittelquote von 1 00 Pro- 
zent. Das Ergebnis der Stichprobe wurde durch eine parallele 
Erhebung beim Oberlandesgericht Dresden bestätigt. Der 
Anzahl der streitigen Entscheidungen über Klagen gegen 
die Wirksamkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen ein- 
schließlich der zugehörigen Freigabeverfahren stand dort im 
Jahr 2006 eine ebenso große Anzahl von Eingängen bei der 
Rechtsruittelinstanz gegenüber. Die Stichproben zeigen, 
dass die Entscheidung in aktienrechtlichen Streitigkeiten im 
Ergebnis ohnehin regelmäßig dem Oberlandesgericht ob- 
liegt. Wird dieses bereits als Eingangsinstanz tätig, kann das 
Verfahren schneller abgeschlossen werden. 

Eine solche Verkürzung des Instanzenzugs durch die Verla- 
gerung der Eingangszuständigkeit auf das Oberlandesgericht 
muss neben Spruchverfahren auch alle Beschlussmängelkla- 
gen umfassen. Die Studie von Baums/Keinath/Gadjek zeigt, 
dass sich die Angriffe der Berufskläger nicht nur gegen Um- 
strukturierungsmaßnahmen richten, sondern auch Entlas- 
tungsbeschlüsse, Aufsichtsratswahlen, Satzungsänderungen 
oder Kapitalmaßnahmen zum Gegenstand haben (vgl. ZIP 
2007, 1629, 1639). Die Berechtigung des Beschleunigungs- 
interesses außerhalb von Umstrukturierungsmaßnahmen hat 
das UMAG bestätigt, indem es mit § 246a AktG in enger 
Anlehnung an das Freigabeverfahren nach § 16 Abs. 3 
UmwG und § 319 Abs. 6 AktG ein Freigabeverfahren für 
Beschlüsse über Kapitalmaßnahmen und Unternehmens- 
Verträge eingeführt hat. Besteht eine erstinstanzliche Zu- 
ständigkeit des Oberlandesgerichts bei Klagen gegen die 
Wirksamkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen über 
Umstrukturierungsmaßnahmen, Kapitaländerungen und 
Untemehiuensverträge, erschiene es wenig stimmig, Klagen 
gegen die Wirksamkeit sonstiger Hauptversammlungsbe- 
schlüsse beim Landgericht anzusiedeln. Ansonsten müssten 
Anfechtungsklagen gegen Beschlüsse derselben Hauptver- 


sammlung unter Umständen in verschiedenen Rechtszügen 
anhängig gemacht werden, obwohl sich der betroffene 
Lebenssachverhalt, etwa hinsichtlich der Einberufung und 
Bekanntmachung oder der Wirksamkeit der Stimiuabgabe, 
überschneiden karm. 

Die Verkürzung des Instanzenzugs in der Hauptsache luuss 
sich auch in den zugehörigen Freigabeverfahren nach den 
§§ 246a, 319 Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3 UmwG wiederspie- 
geln, die hinsichtlich der Zuständigkeit an den Hauptsache- 
rechtszug anknüpfen. 

Eine darüber hinausgehende Verlagerung der Eingangszu- 
ständigkeit für sämtliche aktienrechtlichen Streitigkeiten er- 
scheint dagegen derzeit nicht geboten. Zwar ist auch bei 
Streitigkeiten über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats, 
über das Auskunftsrecht von Aktionären oder über Schaden- 
ersatzansprüche der Gesellschaft gegen herrschende Unter- 
nehmen oder Organe regelmäßig ein schneller Verfahrensab- 
schluss wünschenswert. Ein Missbrauch des Klagerechts 
oder überlange Verfahrensdauem sind hier allerdings gegen- 
wärtig noch nicht in vergleichbarem Umfang festzustellen. 

Ebensowenig ist die Verlagerung der Eingangszuständigkeit 
zum Oberlandesgericht bei anderen Gesellschaftsformen als 
der Aktiengesellschaft und den sich daran anlehnenden Son- 
derformen geboten. Zwar können rechtlich und tatsächlich 
komplexe Streitigkeiten im Einzelfall auch bei Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung (GmbHs) oder bei großen Per- 
sonengesellschaften auftreten. Ein dem Befund beim Aktio- 
närsklagerecht vergleichbares Klagegewerbe ist derzeit aber 
weder bei den GmbHs noch bei den Personengesellschaften 
zu erkermen. Diese Gesellschaftsformen sind zumindest 
nach ihrer gesetzlichen Typik nicht als Publikumsgesell- 
schaften ausgelegt, bei denen Auseinandersetzungen eine 
Vielzahl von Beteiligten betreffen, sondern auf einen über- 
schaubaren Gesellschafterkreis. Sonderformen sind nach 
den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften zwar möglich, 
sollten aber schon wegen der Schwierigkeiten ihrer Abgren- 
zung nicht zum Gegenstand besonderer Zuständigkeitsrege- 
lungen gemacht werden. 

Anders als viele Aktiengesellschaften sind GmbHs und Per- 
sonengesellschaften zudem nicht börsennotiert. Bei einer 
Börsennotierung sind die Zahl der betroffenen Anteilseigner 
und die Bedeutung des Unternehmens für die Gesamtwirt- 
schaft angesichts der Einflüsse und Empfindlichkeiten des 
Kapitalmarkts besonders groß. Zu erwägen wäre vor diesem 
Hintergrund, die erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlan- 
desgerichts auf börsennotierte Aktiengesellschaften zu be- 
schränken. Zur Anknüpfung der Eingangszuständigkeit im 
gerichtlichen Verfahren erscheint die Börsermotierung aber 
wenig geeignet. Zum einen kann ein Delisting nicht nur 
durch einen nach außen erkennbaren Verwaltungsakt der Zu- 
lassungsstelle, sondern auch durch rein tatsächliche Umstän- 
de erfolgen, wie etwa den Wegfall der Börsennotiz oder den 
Verlust der Börsenfähigkeit. Zum anderen kann das Delis- 
ting selbst Gegenstand gesellschaftsrechtlicher Streitigkei- 
ten sein. 

c) Keine Beeinträchtigung der Rechte der Verfahrensbetei- 
ligten 

Die Rechte der Verfahrensbeteiligten werden durch die Ver- 
kürzung des Instanzenzugs im Zuge der Verlagerung der 
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Eingangszuständigkeit zum Oberlandesgericht nicht beein- 
trächtigt. Das Grundgesetz gebietet keinen mehrstufigen In- 
stanzenzug (vgl. BVerfGE 107, 395, 408). Hinzu kommt, 
dass die erste Rechtsmittelebene mit der Neugestaltung des 
Rechtsmittelsrechts der ZPO zum 1. Januar 2002 ohnehin 
von einer zweiten Tatsacheninstanz in eine Fehlerkontroll- 
instanz umgestaltet wurde. Im Bereich der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit findet sich bereits seit Mitte der 1980er Jahre 
eine erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungs- 
gerichte in § 48 VwGO, die durch eine Verkürzung des 
Instanzenzugs bei wirtschaftlich bedeutsamen Großvor- 
haben (z. B. Anlagen nach dem Atomgesetz, Planfeststel- 
lungsverfahren nach dem Bundesfemstraßengesetz) die Ver- 
fahrensdauer merklich verkürzt. Für eine solche Verkürzung 
des Instanzenzugs hat sich der Gesetzgeber jüngst auch bei 
bedeutsamen Verfahren im Bereich des Kapitalanlagerechts 
entschieden. Nach dem am 1. November 2005 in Kraft 
getretenen Gesetz zur Einführung von Kapitalanleger-Mus- 
terverfahren (BGBl. 1 S. 2437, 3095) werden Musterverfah- 
ren vor dem Oberlandesgericht geführt, wobei die daraus 
resultierende Verkürzung des Rechtsschutzes mit der Entlas- 
tung der Justiz und der höheren Richtigkeitsgewähr der Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts gerechtfertigt wurde (vgl. 
Bundestagsdrucksache 15/5091, S. 38 und 43). 

2. Änderungen des Instanzenzugs im Einzelnen 

a) Betroffene Verfahren 

Die vorgeschlagene Verlagerung der Eingangszuständigkeit 
zum Oberlandesgericht erstreckt sich auf 

- Spruchverfahren unter Beteiligung einer Aktiengesell- 
schaft, 

- Klagen gegen die Wirksamkeit von Umstrukturierungs- 
beschlüssen unter Beteiligung einer Aktiengesellschaft 
nach dem Umwandlungsgesetz sowie im Falle der Ein- 
gliederung und des Squeeze out einschließlich der zuge- 
hörigen Freigabeverfahren (§ 16 Abs. 3 UmwG, § 319 
Abs. 6 AktG), 

- Klagen gegen die Wirksamkeit von Hauptversammlungs- 
beschlüssen über Maßnahmen der Kapitalbeschaffung, 
der Kapitalherabsetzung oder einen Unternehmensver- 
trag einschließlich der zugehörigen Freigabeverfahren 
(§ 246a AktG), 

- Klagen gegen die Wirksamkeit sonstiger Hauptversamm- 
lungsbeschlüsse. 

Im Bereich der Beschlussmängelklagen wird nicht danach 
unterschieden, ob der Mangel durch eine Anfechtungsklage 
(§ 246 AktG) oder eine Nichtigkeitsklage (§ 249 AktG) gel- 
tend gemacht wird. Auch für die positive Beschlussfeststel- 
lungsklage, die nach allgemeiner Meinung den Anfech- 
tungsantrag gegen einen ablehnenden Beschluss insoweit 
ergänzen kann, dass der Beschluss mit einem näher bezeich- 
neten Inhalt zustande gekommen ist, wird erfasst. Die 
positive Beschlussfeststellungsklage beseitigt ein Rechts- 
schutzdefizit der Anfechtungsklage und unterliegt daher 
weitgehend den für diese Klage geltenden Regeln (vgl. 
Hüffer, AktG, 7. Auflage, § 246 Rn. 42 f ). 

Nicht erfasst ist dagegen die allgemeine Feststellungsklage 
nach § 256 ZPO. Dieser kommt neben Anfechtungs- und 
Nichtigkeitsklage allerdings nur ein geringer Anwendungs- 


bereich zu (vgl. Hüffer, AktG, 7. Auflage, § 246 Rn. 41). Auf 
sie sind § 246 Abs. 3 Satz 1 und 2 und § 249 Abs. 1 Satz 1 
AktG schon jetzt nicht anzuwenden (vgl. Hüffer, AktG, 
7. Auflage, § 249 Rn. 12; Hüffer, in: Münchner Kommentar 
zum Aktiengesetz 2. Auflage, § 241 Rn. 16); eine Verlage- 
rung der Eingangszuständigkeit erscheint deshalb nicht 
erforderlich. Die Feststellung der Unwirksamkeit betrifft 
hier nicht die Geltendmachung von Gesetzesverstößen, son- 
dern ist Folge eines unvollständigen rechtsgeschäftlichen 
Tatbestandes, zum Beispiel der fehlenden Eintragung eines 
Hauptversammlungsbeschlusses. Dieser Mangel kann von 
der Gesellschaft durch Eintragung in das Handelsregister 
analog § 242 AktG geheilt werden (vgl. Hüffer, in: Münch- 
ner Kommentar zum Aktiengesetz, 2. Auflage, § 241 
Rn. 20). Ein den Anfechtungs- und Nichtigkeitsklagen ent- 
sprechendes Drohpotenzial besteht daher nicht. Gleiches gilt 
bei Nichtigkeitsklagen Dritter, die nicht unter den Personen- 
kreis des § 249 Abs. 1 Satz 1 AktG fallen, aber trotzdem aus- 
nahmsweise ein Festsstellungsinteresse im Sinne des § 256 
ZPO haben können. 

Nicht von der Verlagerung der Eingangszuständigkeit be- 
troffen sind auch sonstige zivilprozessuale Streitigkeiten, die 
entweder spezifisch aktierrrechtliche Grundlagen haben 
(z. B. die Schadenersatzklage gegen ein herrschendes Unter- 
nehmen oder ein Organ) oder solche, an denen eine Aktien- 
gesellschaft wie jede andere Partei beteiligt ist, beispiels- 
weise als Mieter oder Verkäufer einer Sache. Ebenfalls nicht 
betroffen sind die der streitigen freiwilligen Gerichtsbarkeit 
angehörenden aktienrechtlichen Verfahren (z. B. über die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats oder das Auskunfts- 
recht des Aktionärs) sowie Verfahren, die der Tätigkeit des 
Registergerichts zuzuordnen sind. 

Neben der Aktiengesellschaft soll die Zuständigkeitsver- 
lagerung allerdings auch die Gesellschaftsformen erfassen, 
deren Ausgestaltung sich in weiten Teilen an die Aktien- 
gesellschaft anlehnt. Dies betrifft zum einen die Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, auf die nach § 278 Abs. 3 
AktG die für die Aktiengesellschaft geltenden Bestimmun- 
gen des Ersten Buches des Aktiengesetzes anzuwenden sind, 
sofern sich aus ihrer Eigenschaft als Personengesellschaft 
nichts anderes ergibt. Zum anderen betrifft dies den Versi- 
cherungsverein auf Gegenseitigkeit und die Europäische Ge- 
sellschaft (SE), auf die nach den §§34 bis 36 VAG bzw. nach 
dem SEAG und der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des 
Rates vom 8. Oktober 200 1 über das Statut der Europäischen 
Gesellschaft (SE) in weitem Umfang aktienrechtliche Rege- 
lungen anwendbar sind. 

b) Weiterer Instanzenzug 

Zu beachten ist, dass sich die Verlagerung der Eingangs- 
zuständigkeit notwendig auch auf die Rechtsmittel gegen die 
Entscheidung in erster Instanz auswirkt. 

Klagen gegen die Wirksamkeit von Hauptversammlungsbe- 
schlüssen richten sich nach der ZPO. Diese eröffnet gegen 
die Berufungsentscheidungen des Oberlandesgerichts nach 
allgemeinen Regeln die Revision zum Bundesgerichtshof. 
Folgerichtig ist durch Anpassung der Rechtsmittelvorschrif- 
ten der ZPO künftig die Revision gegen erstinstanzliche Ent- 
scheidungen des Oberlandesgerichts zu eröffnen. 
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ln den als Eilverfahren einzuordnenden Freigabeverfahren 
nach den §§ 246a, 319 Abs. 6 AktG und § 16 Abs. 3 UmwG 
kann der Bundesgerichtshof dagegen schon jetzt nicht ange- 
rufen werden (vgl. BGH ZIP 2006, 1151 zu § 16 Abs. 3 
UinwG). Im Interesse der Verfahrensbeschleunigung ist hier 
auch in Zukunft kein Rechtsmittel zu eröffnen, so dass die 
Entscheidung des Oberlandesgerichts wie bisher den Rechts- 
zug abschließt. 

ln Spruchverfahren kommt eine Befassung des Bundesge- 
richtshofs derzeit nur im Wege der Divergenzvorlage nach 
§ 28 Abs. 2 und 3 FGG in Betracht, die auf Grund der Ver- 
weisung des § 12 Abs. 2 Satz 2 SpruchG derzeit im Rahmen 
der Beschwerdeentscheidung des Oberlandesgerichts an- 
wendbar ist. Danach hat das Oberlandesgericht die Be- 
schwerde unter Begründung seiner Rechtsauffassung dem 
Bundesgerichtshof vorzulegen, wenn es bei der Auslegung 
einer bundesgesetzlichen Vorschrift, die eine Angelegenheit 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrifft, von der Entschei- 
dung eines anderen Oberlandesgerichts bzw. des Bundes- 
gerichtshofs abweichen will. 

Nach dem Entwurf der Bundesregierung eines FGG-Re- 
formgesetzes (vgl. Bundesratsdrucksache 309/07) soll künf- 
tig allerdings die Divergenzvorlage nach § 28 Abs. 2 und 3 
FGG im Zuge der Verlagerung der Beschwerdezuständigkeit 
vom Landgericht auf das Oberlandesgericht als allgemeine 
Regelung für die freiwillige Gerichtsbarkeit entfallen und 
durch eine Rechtsbeschwerde ersetzt werden. Da in Spruch- 
verfahren die Möglichkeit der Befassung des Bundes- 
gerichtshofs zur Rechtsvereinheitlichung und Rechtsfort- 
bildung schon im Hinblick auf die besondere Bedeutung 
aktienrechtlicher Streitigkeiten auch künftig unverzichtbar 
erscheint, ist nach dem Vorbild des Entwurfs der Bundesre- 
gierung des FGG-Reformgesetzes gegen die erstinstanzliche 
Entscheidung des Oberlandesgerichts im Spruchverfahren 
die Rechtsbeschwerde zu eröffnen. Dies entspricht der 
vergleichbaren Situation bei Musterverfahren nach dem 
KapMuG, in denen das Oberlandesgericht schon jetzt in ers- 
ter Instanz tätig wird. Da die Rechtsbeschwerde eine Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofs nicht erst im Fall der 
Divergenz zweier Oberlandesgerichte, sondern bereits beim 
ersten Auftreten eines Falles mit Grundsatzbedeutung er- 
möglicht, ist sie auch unter dem Gesichtspunkt der Verfah- 
rensbeschleunigung der Divergenzvorlage vorzuziehen. 

Dem kann nicht entgegengehalten werden, die Eröffnung der 
derzeit nicht vorgesehenen Rechtsbeschwerde führe anstelle 
einer Instanzenzugverkürzung lediglich zu einer Instanzen- 
zugverlagerung. Entsprechend dem Entwurf des FGG- 
Reformgesetzes wird die Rechtsbeschwerde als reines Zu- 
lassungsrechtsmittel ausgestaltet. Der Zugang zum Bundes- 
gerichtshof wird daher nur eröffnet, wenn dessen Entschei- 
dung wegen grundsätzlicher Bedeutung oder zur Sicherung 
der Rechtseinheit oder zur Rechtsfortbildung erforderlich 
ist. Zur Vermeidung der Inanspruchnahme eines „Justizkre- 
dits“ durch die unterlegene Partei wird dabei von der Eröff- 
nung einer Nichtzulassungsbeschwerde abgesehen. Die Be- 
urteilung der Zulassungsvoraussetzungen obliegt deshalb 
nicht den Parteien, sondern dem Oberlandesgericht. Dieses 
kann in den Fällen, in denen es bislang eine Divergenzvorla- 
ge gefertigt hätte, künftig die Rechtsbeschwerde zulassen. 
Entgegen der Regelung des § 15 Abs. 1 KapMuG für Mus- 
terverfahren ist bei Spruchverfahren nicht stets die Eröff- 


nung der Rechtsbeschwerdeinstanz geboten. Während bei 
Verfahren nach dem KapMuG die Grundsatzbedeutung in je- 
dem Fall aus dem Umstand zu folgern ist, dass mehrere Ver- 
fahren zu einem Musterverfahren zusammengeführt werden, 
karm einem Spruchverfahren unter Umständen eine über den 
Einzelfall hinausgehende Bedeutung fehlen. 

c) Systematische und kostenrechtliche Überlegungen 

Die Verlagerung der Eingangszuständigkeit folgt der bishe- 
rigen Gesetzessystematik. Anstelle einer Generalnorm im 
Prozessrecht werden die einzelnen verfahrensbezogenen 
Zuständigkeitsbestimmungen im materiellen Recht beibe- 
halten. 

Die Gerichtsgebühren für die streitigen Verfahren, für die 
künftig in erster Instanz das Oberlandesgericht zuständig ist, 
werden maßvoll angepasst. Der Ansatz höherer Gebühren ge- 
genüber dem erstinstanzlichen Verfahren vor dem Amts- oder 
Landgericht im Rahmen des Gerichtskostengesetzes ent- 
spricht der Regelung für erstinstanzliche Verfahren vor dem 
Oberverwaltungsgericht. Dabei ist auf der einen Seite berück- 
sichtigt, dass die Gebühreneirmahmen der Länder für eine In- 
stanz wegfallen. Auf der anderen Seite wird der besonderen 
Bedeutung der Verfahren für die Parteien durch schnelle ober- 
gerichtliche Entscheidungen Rechnung getragen. Entspre- 
chendes gilt für das der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuzu- 
rechnende Spruchverfahren (vgl. § 15 SpruchG). 

3. Auswirkungen der Verlagerung der Eingangsinstanz 

Da beim Oberlandesgericht ein mit drei Berufsrichtem be- 
setzter Senat zur Entscheidung berufen ist, während die in 
Beschlussmängelklagen und Spruchverfahren beim Landge- 
richt derzeit regelmäßig tätige Kammer für Handelssachen 
nur mit einem Berufsrichter besetzt ist, ist der Personalbe- 
darf für die erstinstanzliche Tätigkeit des Oberlandesgerichts 
tendenziell größer als der Personalbedarf für eine erstins- 
tanzliche Tätigkeit des Landgerichts. Allerdings muss dem 
daraus resultierenden Personalmehrbedarf die Entlastung 
gegengerechnet werden, die durch den Wegfall der Rechts- 
mittelentscheidung des Oberlandesgerichts entsteht. Im Ein- 
zelnen ist die Ermittlung des Personalmehrbedarfs im Fall 
einer erstinstanzlichen Zuständigkeit des Oberlandesgerichts 
naturgemäß mit vielen Unwägbarkeiten verbunden. Zur An- 
näherung an den realistischerweise zu erwartenden Personal- 
mehrbedarfbietet sich eine Betrachtung der beiden theoreti- 
schen Extremwerte an. 

Im denkbar günstigsten Fall körmen die Oberlandesgerichte 
die Verfahren in erster Instanz mit demselben Personalauf- 
wand erledigen, den sie derzeit als Rechtsmittelinstanz benö- 
tigen. Dazu ist der gegenwärtige Personaleinsatz der Ober- 
landesgerichte je Verfahren mit den Eingangszahlen der 
Landgerichte zu multiplizieren. Nach einer auf das Jahr 2006 
bezogenen Stichprobe im Bezirk des Oberlandesgerichts 
Stuttgart konnten acht Rechtsmittel gegen Spruchverfahren 
mit 0,8 AKA (Arbeitskraftanteile) und ein Rechtsmittel ge- 
gen eine Beschlussmängelklage mit 0,2 AKA bewältigt wer- 
den. Da im Erhebungszeitraum (nach Verbindung gemessen) 
zwölf Spruchverfahren und vier Beschlussmängelklagen in 
erster Instanz eingingen, hätte das Oberlandesgericht in ers- 
ter Instanz im günstigsten Fall 1,2 bzw. 0,8 AKA, insgesamt 
also 2,0 AKA benötigt. 
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Nähme man dagegen an, beim Oberlandesgericht entstünde 
wegen der Besetzung eines Senats mit drei Berufsrichtem 
der dreifache Aufwand, müsste man den gegenwärtigen Per- 
sonaleinsatz der Landgerichte verdreifachen. Dieser betrug 
im Bezirk des Oberlandesgerichts Stuttgart im Jahr 2006 für 
Spruchverfahren 1,2 AKA und für Beschlussmängelklagen 
0,2 AKA. Mal drei genommen ergäbe sich für das Oberlan- 
desgericht danach ein Personalbedarf von 3,6 bzw. 0,6 AKA, 
insgesamt also 4,2 AKA. 

Der durch die vorgeschlagene Änderung ausgelöste Perso- 
nalmehrbedarf ergibt sich, wenn man hiervon den gegen- 
wärtigen Personaleinsatz abzieht. Dieser betrug im Zeitraum 
der Stichprobe beim Oberlandesgericht Stuttgart insgesamt 
1 ,0 AKA und bei den zugehörigen Landgerichten insgesamt 
1,4 AKA. Im denkbar günstigsten Fall könnte der Perso- 
nalbedarf im Bezirk des Oberlandesgerichts Stuttgart damit 
von 2,4 AKA auf 2,0 AKA reduziert oder ein Personalmehr- 
bedarf zumindest ausgeschlossen werden. Selbst bei einer 
Unterstellung des dreifachen Personaleinsatzes der Land- 
gerichte betrüge der Personalmehrbedarf höchstens 4,2 AKA 
abzüglich 2,4 AKA, also 1,8 AKA. 

Da angesichts der Arbeitsteilung innerhalb eines Senats des 
Oberlandesgerichts zwischen Vorsitzendem, Berichterstatter 
und Beisitzer nicht jedes einzelne Senatsmitglied den Auf- 
wand betreibt, der derzeit beim Berufsrichter in der Kammer 
für Handelssachen anfällt, spricht vieles dafür, das der Per- 
sonalmehrbedarf eher am unteren als am oberen Ende an- 
zusiedeln ist. Zu bedenken ist allerdings die zusätzliche 
Mehrbelastung durch den Umstand, dass im Senat beim 
Oberlandesgericht neben den nach R 2 besoldeten einfachen 
Mitgliedern auch ein höher besoldeter Vorsitzender tätig ist, 
wohingegen der Berufsrichter in der Kammer für Handels- 
sachen nur nach R 2 besoldet wird. 

In Oberlandesgerichtsbezirken, die geringere Eingangszah- 
len bei Spruchverfahren und Beschlussmängelklagen auf- 
weisen als das Oberlandesgericht Stuttgart, wird die Gesamt- 
belastung durch die Verlagerung der Eingangszuständigkeit 
zum Oberlandesgericht entsprechend geringer sein. In Ober- 
landesgerichtsbezirken mit größeren Eingangszahlen im 
fraglichen Bereich, wie etwa Frankfurt am Main, könnte sie 
etwas größer sein. In jedem Fall ergäbe sich durch die Verla- 
gerung der Eingangszuständigkeit für die Länder insgesamt 
nur ein überschaubarer Personalmehrbedarf. 

Für den Bund kann eine geringfügige Mehrbelastung des 
Bundesgerichtshofs nur entstehen, werm die Oberlandesge- 
richte häufiger die Rechtsbeschwerde zulassen als in der 
Vergangenheit von dem Vorlageverfahren nach § 28 Abs. 2 
und 3 FGG Gebrauch gemacht worden ist. 

4. Gesetzgebungskompetenz, Zustimmungsbedürftigkeit 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Arti- 
kel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG. Das Gesetz ist nicht zustim- 
mungsbedürftig. 

5. Kosten und Preise, gesehleehtsspezifische 
Auswirkungen 

Für die Länder ergeben sich durch die Verlagerung der Ein- 
gangszuständigkeit für aktienrechtliche Streitigkeiten vom 
Landgericht zum Oberlandesgericht geringe Mehrbelastun- 
gen durch den zusätzlichen Bedarf von einigen wenigen 


Richterstellen bundesweit und durch die höhere Besoldung 
des Vorsitzenden Richters am Oberlandesgericht im Verhält- 
nis zum Vorsitzenden der Kammer für Handelssachen. 

Daneben ist zu bedenken, dass durch den Wegfall einer 
Instanz in den Ländern auch die dort derzeit erhobenen 
Gerichtsgebühren entfallen. Diese Eirmahmeausfälle spielen 
für die Haushalte der Länder allerdings kaum eine Rolle. 
Die bereits erwähnte stichprobenartige Untersuchung der 
Spruchverfahren und Beschlussmängelklagen im Bereich 
des Oberlandesgerichtsbezirks Stuttgart im Jahr 2006 hat er- 
geben, dass die Gebühreneinnahmen der Spruchverfahren 
und Beschlussmängelklagen in beiden Instanzen nur knapp 
über 30 000 Euro betrugen. Dies beruht unter anderem auf 
der Begrenzung der Streitwerte der einschlägigen Verfahren 
durch § 247 Abs. 1 AktG bzw. § 15 Abs. 1 Satz 2 SpruchG. 
Ein Teil der Gebührenausfälle wird zudem durch maßvolle 
Anpassung der Gebühren ausgeglichen, die mit der Orientie- 
rung an der Gebührenstruktur des Verwaltungsprozesses für 
erstinstanzliche Verfahren vor Obergerichten einhergeht. 

Der geringfügigen Mehrbelastung des Bundesgerichtshofs 
sind die Gebühreneirmahmen gegenüberzustellen, die der 
Gesetzentwurf künftig dem Bund zuweist, während das bis- 
herige Vorlageverfahren gebührenfrei war. 

Den danach zu erwartenden geringfügigen Mehrkosten für 
Bund und Länder stehen erhebliche Vorteile für die als 
Aktiengesellschaften ausgestalteten Wirtschaftsuntemeh- 
men sowie deren Aktionäre, Kreditgeber und Arbeitnehmer 
durch die schnellere Entscheidung über aktienrechtliche 
Streitigkeiten gegenüber. Diese können zwar im Einzelnen 
nicht beziffert werden. Ein Blick auf die Auswirkungen der 
Verzögerung der Entscheidung über die Wirksamkeit einer 
Umstrukturierung auf die strategische Planung des Unter- 
nehmens und auf seinen Börsenkurs zeigt aber, dass die Ver- 
fahrensbeschleunigung im Einzelfall unter Umständen meh- 
rere Millionen Euro einsparen kann. Der Gesetzentwurf trägt 
damit wesentlich zur Verbesserung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland bei. 

Spezifische Auswirkungen auf Mäimer und Frauen sind von 
den vorgeschlagenen Regelungen nicht zu erwarten. 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung der Zivilprozessordnung) 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht wird um die neu einzufügenden § § 510c 
bis 5 1 Oe ergänzt. 

Zu Nummer 2 (§ 36 Abs. 2 Satz 2 - neu -) 

Nach § 36 Abs. 2 ZPO bestimmt das Oberlandesgericht, zu 
dessen Bezirk das zuerst mit der Sache befasste Gericht ge- 
hört, in den Fällen, in denen das nächsthöhere gemeinschaft- 
liche Gericht der Bundesgerichtshof ist, die gerichtliche Zu- 
ständigkeit. Hinsichtlich der künftigen Zuständigkeit der 
Oberlandesgerichte in erstinstanzlichen Verfahren ist dies 
nicht sachgerecht. Die Regelung wird daher für die erstins- 
tanzlichen Verfahren der Oberlandesgerichte mit dem neu 
anzufügenden Satz 2 ausgeschlossen. Dies führt dazu, dass 
in diesen Verfahren die allgemeine Regelung des § 36 Abs. 1 
ZPO und damit die Zuständigkeit des Bundesgerichtshofs 
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zum Tragen kommt. Im Ergebnis entspricht dies den Rege- 
lungen der VwGO, die ebenfalls eine erstinstanzliche 
Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte und in diesem 
Fall die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur 
Zuständigkeitsbestimmung kennt. 

Zu Nummer 3 (§§ 510c bis 510e) 

Das Buch 2 der ZPO (Verfahren im ersten Rechtszug) keimt 
bislang nur das Verfahren vor den Landgerichten und das Ver- 
fahren vor den Amtsgerichten. Anknüpfend an die bisherige 
Systematik wird es um einen gesonderten Abschnitt über das 
Verfahren vor den Oberlandesgerichten ergänzt. Inhaltlich 
nehmen die ergänzten Bestimmungen grundsätzlich auf das 
Verfahren vor den Landgerichten Bezug. 

Da für das erstinstanzliche Verfahren vor dem Oberlandes- 
gericht grundsätzlich das Kollegialprinzip gelten soll, sind 
allerdings von § 348 ff. ZPO, die den Einzelrichter als Re- 
gelfall ansehen, abweichende Bestimmungen zu treffen. An 
Stelle von § 348 ff. ZPO wurden entsprechend den §§ 526, 
527 ZPO Regelungen über die ausnahmsweise Übertragung 
des Rechtsstreits auf den entscheidenden Einzelrichter nach 
Ermessen des Gerichts sowie über den vorbereitenden Ein- 
zelrichter geschaffen. 

Zudem sind Klageerweiterungen und Widerklagen auf 
Streitgegenstände zu beschränken, für die gleichfalls die 
erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts be- 
gründet ist, um zu verhindern, dass die Parteien über diese 
Rechtsinstitute solche Verfahren erstinstanzlich an das Ober- 
landesgericht bringen, für die ansonsten das Amts- oder 
Landgericht zuständig wäre. Einzelnen Klägern - im Fall der 
Klageänderung - und einzelnen Beklagten - im Fall der 
Widerklage - wäre sonst die einseitige Gestaltung des 
Instanzenzugs eröffnet. 

Eine Beschränkung von Aufrechnungserklärungen erscheint 
dagegen nicht geboten. Da die von der Verlagerung der Ein- 
gangszuständigkeit betroffenen Verfahren, die sich nach der 
ZPO richten, keine Zahlungsansprüche zum Gegenstand 
haben, wird es meistens bereits an der Gleichartigkeit der 
Ansprüche fehlen. Liegen die Aufrechnungsvoraussetzun- 
gen ausnahmsweise vor, bestehen keine Bedenken, das 
Oberlandesgericht als Eingangsinstanz auch über Ansprüche 
entscheiden zu lassen, die in die sachliche Zuständigkeit des 
Landgerichts fallen. 

Zu Nummer 4 (§511Abs. 1) 

Die Anpassung ist erforderlich, um auszuschließen, dass ge- 
gen die Urteile des Oberlandesgerichts in erster Instanz die 
Berufung eröffnet wird. 

Zu den Nummern 5 bis 15 (§§ 542 bis 563) 

Die Anpassung des Revisionsrechts berücksichtigt, dass 
künftig gegen die Urteile des Oberlandesgerichts in erster In- 
stanz die Revision statthaft ist. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 23) 

Die Ergänzung ist erforderlich, da abweichende Sonderzu- 
weisungen künftig nicht nur zu Gunsten der Landgerichte, 
sondern auch der Oberlandesgerichte bestehen können. 


Zu Nummer 2 (§71 Abs. 1) 

Die Ergänzung ist erforderlich, da von § 23 GVG abwei- 
chende Sonderzuweisungen künftig auch zu Gunsten der 
Oberlandesgerichte bestehen können. 

Der Entwurf der Bundesregierung eines FGG-Refonngeset- 
zes, der die Regelung der sachlichen Zuständigkeit des 
Landgerichts für die Verfahren nach dem Spruchverfahrens- 
gesetz in das GVG verlagern will (vgl. dort Artikel 22 Nr. 1 1 
Buchstabe a § 71 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe e GVG), ist nicht 
aufzugreifen, da die nach § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 SpruchG 
künftig gebotene Differenzierung der Eingangszuständigkeit 
die Übersichtlichkeit der Bestimmung beeinträchtigen könn- 
te. Dementsprechend ist entgegen dem Entwurf der Bundes- 
regierung eines FGG-Reformgesetzes auch die Ermächti- 
gung zur örtlichen Zuständigkeitskonzentration für den Fall 
der Eingangszuständigkeit des Landgerichts bei Spruchver- 
fahren weiterhin im Spruchverfahrensgesetz selbst zu re- 
geln. 

Zu Nummer 3 (§ 95 Abs. 2) 

Da für Verfahren nach § 246 Abs. 3 Satz 1 AktG künftig in 
erster Instanz das Oberlandesgericht zuständig ist, bei dem 
keine Kammer für Handelssachen errichtet wird, ist die ent- 
sprechende Verweisung zu streichen. Stattdessen ist im Hin- 
blick auf die fortbestehende Zuständigkeit der Landgerichte 
für GmbH-rechtliche Streitigkeiten die Parallelbestimmung 
des § 51c GmbHG zu nennen, die künftig eine eigene Zu- 
ständigkeitsbestimmung enthält, welche auch im Fall des 
§ 75 Abs. 2 GmbHG anzuwenden ist. 

Zu Nummer 4 (§ 96 Abs. 3 - neu -) 

Da auf Grund der Neubegründung erstinstanzlicher Zustän- 
digkeiten der Oberlandesgerichte in Zukunft häufiger als 
nach geltendem Recht Verweisungen vom Oberlandes- 
gericht wegen fehlender sachlicher Zuständigkeit an Land- 
gerichte zu erwarten sind, ist zu bestimmen, dass der Kläger 
den Antrag auf Verhandlung vor der Kammer für Handels- 
sachen bereits vor dem Oberlandesgericht zu stellen hat. 
Dies entspricht der gleichgelagerten und in § 96 Abs. 2 GVG 
geregelten Prozesslage im Fall der Verweisung vom Amts- 
gericht zur Kammer für Handelssachen. 

Zu Nummer 5 (§118) 

§118 GVG ist um den neuen Bereich der aktienrechtlichen 
Streitigkeiten sowie der gesellschaftsrechtlichen Streitigkei- 
ten unter Beteiligung einer Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien, einer Europäischen Gesellschaft oder eines Versiche- 
rungsvereins auf Gegenseitigkeit zu erweitern. Entsprechend 
der bisherigen Systematik sollen sich die Zuständigkeitszu- 
weisungen aber auch künftig aus den einzelnen Anordnun- 
gen in den materiellrechtlichen Gesetzen ergeben; insoweit 
ist auf die Zuständigkeitsbegründung an anderer Stelle zu 
verweisen. Damit ist eine genaue Abgrenzung der dem Ober- 
landesgericht künftig in erster Instanz zugewiesenen Verfah- 
ren an dieser Stelle entbehrlich. 

Absatz 2 Satz 1 und 2 enthält für die Fälle der erstinstanz- 
lichen Zuständigkeit der Oberlandesgerichte eine Ermächti- 
gung der Landesregierungen zur Konzentration der örtlichen 
Zuständigkeit. Solche Konzentrationsermächtigungen beste- 
hen in den betroffenen Verfahren schon jetzt auf der Ebene 
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der Landgerichte. Zwar führt bereits die Verlagerung der 
Eingangszuständigkeit vom Landgericht zum Oberlandes- 
gericht zu einer Konzentration. Zur Förderung der Speziali- 
sierung und der Einheitlichkeit der Rechtsprechung kann in 
denjenigen Ländern, in denen mehrere Oberlandesgerichte 
errichtet sind, aber auch eine Konzentration auf ein Oberlan- 
desgericht oder auf ein Oberstes Landesgericht geboten sein. 
Die Transfonnation der Konzentrationsermächtigungen auf 
die neue Eingangszuständigkeit wird nach dem Vorbild des 
Entwurfs der Bundesregierung eines FGG-Reformgesetzes 
für die streitwertunabhängige Eingangszuständigkeit der 
Landgerichte im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(vgl. dort Artikel 22 Nr. 1 1 Buchstabe b § 71 Abs. 4 - neu - 
GVG-E) dazu genutzt, die bisherigen Einzelbestimmungen 
in einer allgemeinen Regelung zusammenzufassen, die sich 
an die Sonderregelung des § 118 Abs. 1 GVG zur sachlichen 
Zuständigkeit anschließt. Satz 3 übernimmt hinsichtlich der 
Verfahren nach dem KapMuG die dortige Regelung in § 4 
Abs. 5 Satz 3. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Kapitalanleger-Muster- 
verfahrensgesetzes) 

Auf Grund der Zusammenfassung der Vorschriften über die 
örtliche Zuständigkeitskonzentration in § 118 Abs. 2 Satz 1 
und 2 GVG-E sowie der Übernahme der Sonderbestimmung 
des § 4 Abs. 5 Satz 3 KapMuG in § 118 Abs. 2 Satz 3 
GVG-E karm die Vorschrift aufgehoben werden. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Aktiengesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 246 Abs. 3) 

§ 246 Abs. 3 Satz 1 regelt unter anderem die sachliche Zu- 
ständigkeit für Anfechtungsklagen. Anstelle des Land- 
gerichts ist die Eingangszuständigkeit des Oberlandes- 
gerichts vorzusehen. Die Abgrenzung zwischen allgemeiner 
Zivilkammer und Kammer für Handelssachen im bisherigen 
Satz 2 kann entfallen. Der bisherige Satz 3 ist ebenfalls zu 
streichen, da die örtliche Konzentrationsermächtigung für 
die Eingangszuständigkeit vor dem Oberlandesgericht zwar 
übernommen, aber in die allgemeine Regelung des § 118 
Abs. 2 Satz 1 und 2 GVG überführt wird. 

Über die Verweisungen in § 250 Abs. 3 Satz 1, § 251 Abs. 2, 
§ 257 Abs. 2 Satz 1 und § 275 Abs. 4 Satz 1 AktG gilt die 
Zuständigkeitsverlagerung auch für die Anfechtungs- oder 
Nichtigkeitsklage betreffend die Wahl eines Aufsichtsrats- 
mitgliedes durch die Hauptversammlung, die Anfechtung 
der Feststellung des Jahresabschlusses durch die Hauptver- 
sammlung und die Klage auf Nichtigerklärung der Gesell- 
schaft. 

Zu Nummer 2 (§ 246a Abs. 3 Satz 3) 

Die Verlagerung der Eingangszuständigkeit für Anfech- 
tungsklagen vom Landgericht zum Oberlandesgericht durch 
die Änderung des § 246 Abs. 3 Satz 1 hat eine entsprechende 
Zuständigkeitsverlagerung bei dem durch das UMAG neu 
geschaffenen Freigabeverfahren nach § 246a AktG zur Fol- 
ge. Die sofortige Beschwerde entfällt auf Grund der Zustän- 
digkeitsverlagerung. Da es sich um eine Eilentscheidung 
handelt, ist entsprechend § 319 Abs. 6 AktG und § 16 Abs. 3 
UmwG schon jetzt kein Rechtsmittel zum Bundesgerichts- 
hof eröffnet (vgl. BGH, Beschluss vom 29. Mai 2006 - 11 ZB 


5/06 -, ZIP 2006, 1151 zu § 16 Abs. 3 UmwG). Dies hat das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Umwandlungsgesetzes 
klargestellt. 

Zu Nummer 3 (§ 249 Abs. 1 Satz 1, § 250 Abs. 3 Satz 1) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung des 
§ 246 Abs. 3 AktG. 

Zu Nummer 4 (§319 Abs. 6) 

Infolge der Zuständigkeitsverlagerung in § 246 Abs. 3 Satz 1 
AktG entscheidet über die Klage gegen die Wirksamkeit 
eines Hauptversammlungsbeschlusses über die Eingliede- 
rung einer Aktiengesellschaft in eine andere das Oberlandes- 
gericht in erster Instanz. § 319 Abs. 6 Satz 1 AktG, der dem 
Gericht der Hauptsache auch die Zuständigkeit für das dort 
geregelte Freigabeverfahren zuweist, ist entsprechend anzu- 
passen. Die sofortige Beschwerdemöglichkeit entfällt auf 
Grund der Zuständigkeitsverlagerung. Da im Rahmen des 
Freigabeverfahrens schon bislang kein Rechtsmittel zum 
Bundesgerichtshof eröffnet war (vgl. BGH, a. a. O.), ist die 
Entscheidung des Oberlandesgerichts unanfechtbar. Dies 
wurde durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Umwand- 
lungsgesetzes klargestellt. 

Zu Artikel 5 (Änderung des SE-Ausführungs- 
gesetzes) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung des 
§ 246 Abs. 3 AktG. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Spruchverfahrens- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Soweit Spruchverfahren die Abfindung außenstehender Ak- 
tionäre einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien oder einer Europäischen Gesellschaft zum 
Gegenstand haben, wird die Eingangszuständigkeit nach § 2 
Abs. 1 Satz 1 SpruchG-E auf das Oberlandesgericht verla- 
gert. Dies ist in den Fällen des § 1 Nr. 1 bis 3 und 5 SpruchG 
stets der Fall. Im Fall des § 1 Nr. 1 SpruchG ist beherrschtes 
Unternehmen stets eine Aktiengesellschaft oder eine Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, da das Spruchverfahrens- 
gesetz sonst nicht anwendbar ist. Im Fall des § 1 Nr. 2 
SpruchG sind notwendig sowohl die eingegliederten als auch 
die Hauptgesellschaft-Aktiengesellschaften. Bei § 1 Nr. 3 ist 
das Spruchverfahrensgesetz wiederum nur anwendbar, wenn 
die Gesellschaft, aus der Gesellschafter ausgeschlossen wur- 
den, eine Aktiengesellschaft oder eine Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien ist. Im Fall des § 1 Nr. 5 SpruchG ist not- 
wendig eine Europäische Gesellschaft betroffen. 

Anders verhält es sich bei § 1 Nr. 4 SpruchG. Hier können 
die beteiligten Rechtsträger auch eine andere Rechtsform 
haben. Zur Verlagerung der Eingangszuständigkeit für ak- 
tienrechtliche Streitigkeiten zum Oberlandesgericht könnte 
darauf abgestellt werden, dass die übertragende bzw. form- 
wechselnde Gesellschaft eine Aktiengesellschaft ist. Sinn- 
voller erscheint es demgegenüber, stets dann eine Zuständig- 
keitsverlagerung vorzunehmen, werm einer der beteiligten 
Rechtsträger eine Aktiengesellschaft ist, da die mit der Zu- 
ständigkeitsverlagerung verfolgten Zwecke gerade auch 
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dann eingreifen, wenn eine Aktiengesellschaft übernehmen- 
der Rechtsträger ist. Als übernehmender Rechtsträger ist die 
Aktiengesellschaft zur Abfindung von Anteilsinhabem des 
übertragenden Rechtsträgers verpflichtet. Die Höhe dieser 
Ausgleichszahlungen kann für die strategische Planung der 
Gesellschaft und für ihren Börsenkurs von existenzieller Be- 
deutung sein. 

Da die Eingangszuständigkeit des Oberlandesgerichts damit 
zukünftig den Regelfall darstellt, wird § 2 SpruchG hieran 
ausgerichtet. Die ausnahmsweise Zuständigkeit des Land- 
gerichts ist in Absatz 1 Satz 2 geregelt. Von einer Auslage- 
rung der Regelung der sachlichen Zuständigkeit in das GVG 
nach dem Vorbild des Entwurfs der Bundesregierung eines 
FGG-Reformgesetzes wird abgesehen, da sich die neue Dif- 
ferenzierung nicht für die Aufnahme in eine allgemeine Re- 
gelung eignet. Entsprechendes gilt für die Auslagerung der 
Ermächtigung zur Konzentration der örtlichen Zuständigkeit 
oder die Regelung betreffend die Zuständigkeit der Kammer 
für Handelssachen. Stattdessen enthält Absatz 2 für den Fall 
der Eingangszuständigkeit des Landgerichts die Zusammen- 
fassung der bislang auf die Absätze 2 und 3 verteilten Zu- 
ständigkeitsregelungen betreffend die Kammer für Handels- 
sachen. Zwar dürfte die danach bestehende Restzuständig- 
keit des Landgerichts angesichts der geringen Zahl der Fälle 
eines Spruchverfahrens ohne Beteiligung einer Aktienge- 
sellschaft nur selten eingreifen. Der damit verbundenen Ge- 
fahr fehlender Fachkenntnisse der Landgerichte kann aber 
nicht dadurch entgegengewirkt werden, dass die Verfahren 
nach dem Spruchverfahrensgesetz insgesamt in erster In- 
stanz dem Oberlandesgericht zugewiesen werden. Andern- 
falls käme es zu einem systemwidrigen Auseinanderfallen 
der Zuständigkeit für die Überprüfung der Wirksamkeit der 
Umstrukturierungsmaßnahme einerseits und der damit ver- 
bundenen Abfmdungsregelung andererseits. 

Für den Fall der erstinstanzlichen Zuständigkeit des Ober- 
landesgerichts ist die Verweisung auf § 5 FGG anzupassen. 
Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 FGG bestimmt das Oberlandesge- 
richt, zu dessen Bezirk das zuerst mit der Sache befasste Ge- 
richt gehört, die gerichtliche Zuständigkeit in den Fällen, in 
denen das nächsthöhere gemeinschaftliche Gericht der Bun- 
desgerichtshof ist. Im Fall der erstinstanzlichen Zuständig- 
keit des Oberlandesgericht ist dies nicht sachgerecht. Für 
diesen Fall wird die Verweisung auf § 5 FGG deshalb korri- 
giert, so dass die Zuständigkeitsbestimmung durch den Bun- 
desgerichtshof erfolgen kann. Dies entspricht der Regelung 
in § 36 Abs. 2 Satz 2 ZPO-E. 

Der neue Absatz 3 enthält entsprechend § 118 Abs. 2 
GVG-E eine Ermächtigung zur Konzentration der örtlichen 
Zuständigkeit der in erster Instanz tätigen Oberlandesgerich- 
te bzw. Landgerichte für die der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zuzuordnenden Spruchverfahren. 

Zu Nummer 2 (§ 4 Abs. 1 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung infolge der 
Änderung des § 2 Abs. 1 SpruchG. 

Zu Nummer 3 (§ 7 Abs. 7) 

Der bislang an der Eingangszuständigkeit des Landgerichts 
und der dortigen Kammer für Handelssachen orientierte Ab- 


satz 7 ist an den Regelfall der Eingangszuständigkeit des 
Oberlandesgerichts anzupassen. In der Sache bleibt die Zu- 
ständigkeitsabgrenzung für die Fälle des § 2 Abs. 1 Satz 2 
SpruchG-E unberührt. 

Zu Nummer 4 (§12) 

Die amtliche Überschrift des § 12 SpruchG ist neu zu fassen, 
da die Norm neben den Regelungen über die sofortige Be- 
schwerde auch solche zur Rechtsbeschwerde enthält. Die 
Norm wird insoweit zudem neu strukturiert. 

Der neue Absatz 1 Satz 1 regelt die Eröffnung der Rechts- 
beschwerde im künftigen Regelfall der Entscheidung des 
Oberlandesgerichts im ersten Rechtszug. Die Möglichkeit 
einer Befassung des Bundesgerichtshofs zur Fortbildung des 
Rechts und zur Sicherung einer einheitlichen Rechtspre- 
chung erscheint bei Spruchverfahren unverzichtbar. Bislang 
wird diese Befassung durch die Verweisung des § 12 Abs. 2 
Satz 2 SpruchG auf § 28 Abs. 2 und 3 FGG sichergestellt; 
danach muss das Oberlandesgericht als Beschwerdegericht 
in Divergenzfallen vorlegen. Im Hinblick auf den im Ent- 
wurf der Bundesregierung eines FGG-Reformgesetzes vor- 
gesehenen Wegfall des § 28 Abs. 2 und 3 FGG sowie im 
Interesse einer anwenderfreundlichen Vereinheitlichung der 
Prozessordnungen ist die zur Sicherung der Rechtseinheit 
und zur Rechtsfortbildung sowie in Fällen von grundsätzli- 
cher Bedeutung erforderliche Möglichkeit der Befassung des 
Bundesgerichtshofs künftig als Zulassungsrechtsbeschwer- 
de auszugestalten. § 70 Abs. 1 Alternative 2 FamFG-E in der 
Fassung des FGG-Reformgesetzes sieht künftig allgemein 
die Eröffnung der Zulassungsrechtsbeschwerde gegen die 
Entscheidungen des Oberlandesgerichts im ersten Rechtszug 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit vor. 

Der neu zu fassende Absatz 1 Satz 2 entspricht den Regelun- 
gen der Rechtsbeschwerde in § 574 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
ZPO sowie § 70 Abs. 2 Satz 1 FamFG-E in der Fassung des 
FGG-Refonngesetzes. Eine Verweisung auf § 70 Abs. 2 
Satz 1 FamFG-E scheidet aus, da das FGG-Reformgesetz 
noch nicht in Kraft getreten ist. 

Absatz 1 Satz 3 verweist zur Vermeidung von Wiederholun- 
gen und im Hinblick auf das noch ausstehende Inkrafttreten 
des FGG-Reformgesetzes auf die Regelungen der ZPO zur 
Rechtsbeschwerde. Der Charakter der Rechtsbeschwerde als 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit bleibt dabei unbe- 
rührt. Im Gegensatz zu § 70 Abs. 2 Satz 2 FamFG-E in der 
Fassung des FGG-Refonngesetzes enthält der neue Absatz 1 
Satz 3 über die Verweisung auf § 574 Abs. 3 Satz 2 ZPO eine 
Bindungswirkung der Zulassungsentscheidung des Oberlan- 
desgerichts für den Bundesgerichtshof. Dies entspricht der 
Empfehlung des Bundesrates zum FGG-Reformgesetz, der 
die Aufnahme der Bindungswirkung der Zulassungsent- 
scheidung in § 70 Abs. 2 Satz 2 FamFG-E beantragt und zur 
Begründung auf die nachfolgenden, hier entsprechend gel- 
tenden Umstände hingewiesen hatte (vgl. Bundesratsdruck- 
sache 309/07 (Beschluss), S. 24 f ): 

„Die Bindung des Bundesgerichtshofs an die Zulassung der 
Rechtsbeschwerde ist entsprechend der Regelung in § 543 
Abs. 2 Satz 2, § 574 Abs. 3 Satz 2 ZPO auch für die fami- 
liengerichtlichen Verfahren und die Verfahren der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit vorzusehen. Hinsichtlich der Rechts- 
beschwerde gegen Beschlüsse des Oberlandesgerichts in 
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Justizverwaltungsangelegenheiten ist wegen der Anlehnung 
an das verwaltungsgerichtliche Verfahren zusätzlich auf 
§132 Abs. 3 VwGO zu verweisen, der eine Bindung des 
Bundesverwaltungsgerichts an die Zulassung der Revision 
durch das Oberverwaltungsgericht bestimmt. Nicht nur im 
Hinblick auf die Bestrebungen zur Vereinheitlichung der 
Prozessordnungen, sondern auch in der Sache erscheint der 
durch den FGG-RG-E vorgesehene Verzicht auf die Bindung 
nicht geboten. 

Die in der Zivilprozessordnung vorgesehene Bindung des 
Rechtsbeschwerdegerichts dient dem Schutz des Vertrauens 
in die Statthaftigkeit eines zugelassenen Rechtsmittels. Die 
bisherige Entwicklung zu den §§ 543 und 574 ZPO gibt kei- 
nen Anlass zu der Annahme, die Berufungs- oder Beschwer- 
degerichte würden in nennenswertem Umfang von der 
Zulassungsmöglichkeit Gebrauch machen, ohne dass die 
Zulassungsvoraussetzungen vorlägen. Den Entscheidungen 
des Bundesgerichtshofs ist zu entnehmen, dass er sich dann, 
wenn ausnahmsweise entgegen der Annahme des Gerichts 
zweiter Instanz eine Rechtssache beispielsweise keine 
grundsätzliche Bedeutung hat - zum Beispiel weil eine 
Rechtsfrage vom Bundesgerichtshof schon geklärt wurde - 
regelmäßig durch eine knapp gehaltene Entscheidung zu hel- 
fen weiß. Zudem existiert bereits eine gefestigte Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofs, wonach erhebliche Gesetzes- 
verstöße bei der Zulassungsentscheidung - zum Beispiel 
keine Eröffnung des Instanzenzugs oder Unanfechtbarkeit 
kraft gesetzlicher Bestimmung - eine Bindungswirkung aus- 
schließen. Die Fassung sowohl des Artikels 1 § 74 Abs. 1 
Satz 1 als auch - auf Grund der Verweisung auf § 74 Abs. 1 
Satz 1 FamFG-E - der Artikel 21 Nr. 2 (§ 29 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 EGGVG), 36 Nr. 8 (§ 78 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 GBO) 
und 39 Nr. 6 (§83 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 SchRegO) 
FGG-RG-E sind geeignet, eine höhere Belastung des Bun- 
desgerichtshofs durch die Aufbürdung der Prüfung der Zu- 
lassungsvoraussetzungen zu verursachen.“ 

Der neue Absatz 2 regelt die Fälle der Eingangszuständigkeit 
des Landgerichts nach § 2 Abs. 1 Satz 2 SpruchG-E. In die- 
sen Fällen bleibt es bei der Eröffnung der sofortigen Be- 
schwerde. Im Hinblick auf die geplante Abschaffung des 
§28 Abs. 2 und 3 FGG durch den Entwurf des FGG-Re- 
formgesetzes ist die zur Sicherung der Einheit der Recht- 
sprechung bislang in § 12 Abs. 2 Satz 2 SpruchG vor- 
gesehene Divergenzvorlage durch die Eröffnung der 
Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidung des Beschwerde- 
gerichts zu ersetzen. Die Eröffnung der Rechtsbeschwerde 
gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts als Be- 
schwerdegericht in den Fällen der Eingangszuständigkeit 
des Landgerichts entspricht der in § 70 Abs. 1 Alternative 1 
FamFG-E in der Fassung des FGG-Reformgesetzes künftig 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit allgemein vorgesehenen 
Regelung und stellt sicher, dass auch in Fällen ohne Beteili- 
gung einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien oder eines Versicherungsvereins auf Gegenseitig- 
keit eine Befassung des Bundesgerichtshofs zur Sicherung 
der Einheitlichkeit der Rechtsprechung und zur Fortbildung 
des Rechts möglich ist. 

Die Konzentrationsermächtigung des Absatzes 3 betrifft die 
örtliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts als Beschwer- 
degericht und ist daher in den insoweit maßgeblichen neuen 
Absatz 2 zu integrieren. 


Zu Nummer 5 (§ 14 Satz 2 - neu -) 

Die bislang auf gerichtliche Entscheidungen beschränkte 
Bekanntmachungspflicht wird entsprechend den Anregun- 
gen der Praxis auf gerichtliche Vergleiche erstreckt. Auf 
diese Weise können die Betroffenen über übermäßige Kos- 
tenerstattungsleistungen zu Gunsten eines Antragstellers in- 
fomriert werden. 

Zu Nummer 6 (§ 15 Abs. 1) 

Die Kostenregelung ist an den neuen Instanzenzug anzupas- 
sen. Soweit durch die Verlagerung der Eingangszuständig- 
keit das Oberlandesgericht künftig bereits in erster Instanz 
entscheidet und die Verfahrensdauer damit erheblich ver- 
kürzt wird, ist ähnlich der für die Verfahren nach der ZPO im 
GKG vorgesehenen Regelung die bislang auf eine bzw. vier 
beschränkte Anzahl der Gebühren angemessen auf zwei 
bzw. sechs zu erhöhen. Damit wird zugleich dem Umstand 
Rechnung getragen, dass die gegenwärtigen Gebühren ange- 
sichts der geringen Gebührenhöhe nach der Kostenordnung 
sowie der Geschäftswertbeschränkung in § 15 Abs. 1 Satz 2 
SpruchG zu der Bedeutung und zum Aufwand der Verfahren 
außer Verhältnis stehen. 

Absatz 1 Satz 7 ist an den neuen Rechtsmittelzug anzupas- 
sen. Die gewählte Formulierung entspricht Artikel 42 Nr. 5 
des Entwurfs eines FGG-Reformgesetzes. 

Die übrigen im Zuge der Ersetzung des FGG durch das 
FamFG gebotenen Änderungen des Spruchverfahrensgeset- 
zes in § 2 Abs. 1 Satz 3 und 4 sowie in § 7 Abs. 8, § 10 
Abs. 3 und § 17 Abs. 1 SpruchG sind nicht Bestandteil die- 
ses Entwurfs, sondern im Entwurf der Bundesregierung des 
FGG-Reformgesetzes enthalten. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Umwandlungsgesetzes) 

Ist einer der beteiligten Rechtsträger eine Aktiengesell- 
schaft, eine Kommanditgesellschaft auf Aktien oder ein Ver- 
sicherungsverein auf Gegenseitigkeit, verlagert sich die Ein- 
gangszuständigkeit für die Klage gegen die Zustimmung der 
Hauptversammlung zu der Umstrukturierungsmaßnahme in- 
folge der Änderung des § 246 Abs. 3 Satz 1 AktG auf das 
Oberlandesgericht. Da die Zuständigkeit für das Freigabe- 
verfahren nach § 16 Abs. 3 UmwG an die Zuständigkeit des 
Gerichts der Hauptsache anknüpft, verlagert sich die Zustän- 
digkeit für das Freigabeverfahren entsprechend. 

Entscheidet danach das Oberlandesgericht in erster Instanz 
über den Freigabeantrag, ist die Regelung über die Anfech- 
tung der Freigabeentscheidung in § 16 Abs. 3 Satz 6 anzu- 
passen. Für den Fall der Freigabeentscheidung durch das 
Landgericht ist dort die Eröffnung der sofortigen Beschwer- 
de vorgesehen, über die das Oberlandesgericht zu entschei- 
den hat. Entscheidet das Oberlandesgericht bereits in erster 
Instanz, ist für eine sofortige Beschwerde aber kein Raum. 
Dies ist klarzustellen. Da schon bisher gegen die Entschei- 
dung des Beschwerdegerichts keine Rechtsbeschwerde er- 
öffnet ist (vgl. BGH, Beschluss vom 29. Mai 2006 - II ZB 5/ 
06 -, ZIP 2006, 1151), ist auch kein Rechtsmittel zum Bun- 
desgerichtshof zu eröffnen. Das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Umwandlungsgesetzes hat die Rechtsbeschwerde 
ausdrücklich ausgeschlossen. 
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Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung) 

Zu Nummer 1 (§ 51c -neu-) 

Die Rechtsprechung wendet § 246 ff. AktG derzeit im Er- 
gebnis auch auf Klagen gegen die Wirksamkeit von Be- 
schlüssen bei der GmbH an. Für diesen Bereich ist daher eine 
selbständige Regelung der Eingangszuständigkeit entspre- 
chend dem bisherigen § 246 Abs. 3 AktG erforderlich. Eine 
gesetzliche Regelung der bisherigen Rechtsprechung zur 
Anwendung von § 246 ff. AktG ist darüber hinaus nicht ver- 
anlasst, um die weitere Entwicklung der Rechtsprechung 
nicht zu beeinträchtigen. 

Zu Nummer 2 (§ 75 Abs. 2 Satz 2 - neu -) 

Die Bestimmung verweist derzeit für den Sonderfall der 
Nichtigkeitsklage ausdrücklich auf § 246 AktG. Die Verwei- 
sung ist nunmehr auf die neue autonome Zuständigkeitsrege- 
lung des § 51c zu richten. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Gerichtskosten- 
gesetzes - Anlage 1) 

Zu Nummer 1 (Gliederung) 

Die Gliederung ist entsprechend der Einfügung der beiden 
neuen Unterabschnitte des Abschnitts 1 anzupassen. 

Zu Nummer 2 (Teil 1) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (Zwischenüberschrift) 

Die unterschiedlichen Gebühren für die vor den Amts- und 
Landgerichten auf der einen und den Oberlandesgerichten 
auf der anderen Seite geführten Verfahren des ersten Rechts- 
zuges sollen bereits systematisch durch eigene Unterab- 
schnitte verdeutlicht werden. Die bisherigen Regelungen des 
Abschnitts 1 bilden dementsprechend den neuen Unterab- 
schnitt 1. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Vorbemerkung 1.2.1) 

Die Vorbemerkung 1.2.1 betrifft die nach § 118 Abs. 1 Nr. 2 
GVG vor dem Oberlandesgericht geführten Musterverfahren 
nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz. Es ist 
systematisch vorzugswürdig, die Vorbemerkung ausschließ- 
lich dem Unterabschnitt 2 voranzustellen, nach dem sich die 
Gebühren für vor dem Oberlandesgericht geführte erstins- 
tanzliche Verfahren richten. Vor dem neuen ersten Unterab- 
schnitt ist die Vorbemerkung daher zu streichen. 

Zu Doppelbuchstabe ec (Unterabschnitt 2 - neu -) 

Der neue Unterabschnitt 2 zu Abschnitt 1 enthält die Gebüh- 
rentatbestände für die vor dem Oberlandesgericht geführten 
Verfahren des ersten Rechtszuges. Die Vorbemerkung 1.2.1 
ist dieser Systematik entsprechend dem neuen Unterab- 
schnitt 2 voranzustellen. 

Den in erster Instanz dem Oberlandesgericht zugewiesenen 
aktienrechtlichen Verfahren kommt besondere Bedeutung 
zu, die auch in den Gerichtsgebühren zum Ausdruck kom- 
men soll. Diese beruht nicht nur auf den oft hohen Streitwer- 


ten, sondern insbesondere auf der Beschleunigung der Ver- 
fahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung. Denn die 
Parteien erhalten schnelle obergerichtliche Entscheidungen. 

ln Anlehnung an die Regelungen zu den Prozessverfahren 
im ersten Rechtszug der Verwaltungsgerichtsbarkeit nach 
Teil 5 Hauptabschnitt 1 Abschnitt 1 KV GKG werden für die 
vor den Oberlandesgerichten geführten Verfahren erster In- 
stanz die Gebühren erhoben, die sonst in der Berufungsin- 
stanz zivilprozessualer Verfahren anfallen. 

Im Übrigen entsprechen die Tatbestände der neuen Num- 
mern 1212 und 1213 denen der Nummern 1210 und 1211. 
Neben den Gebühren für das Verfahren im Allgemeinen ist 
also in den Fällen eine Gebührenermäßigung um 50 Prozent 
vorgesehen, in denen das Verfahren vorzeitig beendigt wird. 
Die Anmerkung zu Nummer 1212 und der Tatbestand der 
Nummer 1213 sind um diejenigen Aspekte (vorausgegange- 
nes Mahnverfahren, Klage nach § 656 ZPO sowie Verfahren 
nach § 495a ZPO) bereinigt, die in den von der Verlagerung 
der Eingangszutsändigkeit betroffenen Verfahren nicht rele- 
vant werden. 

Zu Buchstabe b 

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb (Nummern 1642, 

1642a - neu -) 

Entsprechend dem bisherigen Verhältnis zwischen der Ge- 
bühr des Hauptsacheverfahrens nach Nummer 1210 und 
der Gebühr nach Nummer 1642 wird die Gebühr nach Num- 
mer 1642 von bisher 1,0 angemessen auf 1,5 erhöht. 

Soweit für Verfahren nach § 16 Abs. 3 UmwG wie bisher das 
Landgericht in erster Instanz zuständig ist, soll die bisherige 
Gebühr von 1 ,0 unverändert bleiben. Gleiches gilt für die ak- 
tienrechtlichen Klagezulassungsverfahren, die von der Ver- 
lagerung der Eingangszuständigkeit nicht berührt werden. 
Die Gebühr für diese Verfahren ist nun gesondert in der neu 
einzufügenden Nummer 1642a geregelt und wird von Num- 
mer 1 642 nicht mehr erfasst. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Rechtsanwaltsvergü- 
tungsgesetzes - Anlage 1) 

Zu Nummer 1 (Nummer 3300) 

Entsprechend der Bedeutung der in erster Instanz vor dem 
Oberlandesgericht geführten aktienrechtlichen Verfahren 
und dem damit regelmäßig verbundenen - auch haftungs- 
rechtlich begründeten - Mehraufwand der Rechtsanwälte sol- 
len sie wie für andere vor Obergerichten geführte Verfahren 
nach dem bisherigen Geltungsbereich der Nummer 3300 VV 
RVG eine erhöhte Gebühr von 1,6 anstatt der für sonstige 
bürgerlichrechtliche Verfahren im ersten Rechtszug üblichen 
1,3 Gebühren erhalten. Die Vorbemerkung 3.3.1 über die 
Bestimmung der Terminsgebühr sowie die Regelung zur Er- 
mäßigung der Gebühr Nummer 3300 bei vorzeitiger Beendi- 
gung des Auftrages in Nummer 3301 gelten auch für den 
erweiterten Anwendungsbereich der Nummer 3300. 

Zu Nummer 2 (Nummer 3325) 

Parallel zur Erfassung der Verfahrensgebühr für aktienrecht- 
liche Hauptsacheverfahren in Nummer 3300 soll auch die 
Verfahrensgebühr für die vor dem Oberlandesgericht zu füh- 
renden Freigabeverfahren angemessen von 0,75 auf 1,0 an- 
gehoben werden. 
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Zu Nummer 3 (Nummer 3325a - neu -) 

Für die weiterhin vor dem Landgericht geführten Verfahren 
nach § 16 Abs. 3 UmwG bleibt es bei der bisherigen Verfah- 
rensgebühr von 0,75. Gleiches gilt für die aktienrechtlichen 
Klagezulassungsverfahren, die von der Verlagerung der 
Eingangszuständigkeit nicht berührt werden. Im Übrigen 
wird auf die Ausführungen zu Artikel 9 Nr. 2 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa und bb verwiesen. 

Zu Artikel 11 (Übergangsvorschrift) 

Entsprechend anderen verfahrensrechtlichen Änderungen ist 
sicherzustellen, dass sich bei laufenden Verfahren nicht die 
anzuwendenden verfahrensrechtlichen Bestimmungen än- 
dern. Besonders zu beachten ist, dass landgerichtliche Ent- 
scheidungen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ergan- 
gen aber noch anfechtbar sind, nach dem Inkrafttreten 
weiterhin nach Maßgabe der alten Vorschriften anfechtbar 
sein müssen, da der Rechtsmittelausschluss nur gerechtfer- 
tigt ist, wenn in erster Instanz das Oberlandesgericht ent- 
schieden hat. Hinsichtlich der allgemeinen kostenrechtlichen 
Bestimmungen finden die Übergangsvorschriften von § 71 
GKG, § 60 RVG Anwendung. 

Zu Artikel 12 (Inkrafttreten) 

Der Aufschub des Inkrafttretens bis zum 1 . Januar 2009 stellt 
sicher, dass die Länder die nötigen Vorarbeiten durch Anpas- 
sung der personellen Ausstattung der Landgerichte einerseits 
und der Oberlandesgerichte andererseits ausführen können. 
Die neu zu schaffenden Ermächtigungen zur Konzentration 
der örtlichen Zuständigkeit treten dagegen vorzeitig in Kraft, 
damit die Länder rechtzeitig die erforderlichen Rechtsver- 
ordnungen erlassen können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zum Gesetzentwurf des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung teilt das Anliegen des Bundesrates, 
länger andauernde Blockaden von Hauptversammlungsbe- 
schlüssen durch missbräuchliche Klagen sogenannter Be- 
rufsopponenten zu verhindern. Sie hält jedoch die vorge- 
schlagenen Änderungen aus den nachfolgend dargestellten 
Gründen für nicht sachgerecht und wird in Kürze eigene Vor- 
schläge unterbreiten, die - zusammen mit einer weiteren Zu- 
ständigkeitskonzentration durch die Länder - aus ihrer Sicht 
besser geeignet erscheinen, der Problematik zu begegnen. 

Soweit es um Spruchverfahren geht, ist zu berücksichtigen, 
dass der Gesetzgeber die Rechtsschutzmöglichkeiten der 
Minderheitsaktionäre bereits in den vergangenen Jahren im 
Interesse beschleunigter und effizienter Streitentscheidung 
zurückgefahren hat. So steht ihnen heute für alle Bewer- 
tungsstreitigkeiten überhaupt nur noch das Spruchverfahren 
als Rechtsbehelf zur Verfügung. Zum anderen sind den an- 
tragstellenden Minderheitsaktionären durch die Refonn des 
Spruchverfahrens im Jahre 2003 bereits Verfahrensförde- 
rungs- und Antragsbegründungspflichten auferlegt worden. 
Vor diesem Hintergrund dürfte die mit der Verlagerung der 
Eingangszuständigkeit zum Oberlandesgericht verbundene 
Instanzenzugverkürzung von den betroffenen Minderheits- 
aktionären als weitere Beeinträchtigung ihrer Rechtsschutz- 
möglichkeiten empfunden und entsprechend kritisiert wer- 
den. Im Übrigen haben die Länder bei der Reform 2003 noch 
selbst eine solche Zuständigkeitsverlagerung abgelehnt. 

Auch für Klagen gegen die Wirksamkeit von Beschlüssen 
der Hauptversammlung, insbesondere Umstrukturierungs- 
beschlüssen, würde die ausschließliche Zuständigkeit des 
Oberlandesgerichts eine Rechtsschutzverkürzung darstellen, 
die vor allem zusammen mit der gleichzeitig vorgesehenen 
Nichtanfechtbarkeit der Entscheidung im Freigabeverfahren 
nicht akzeptabel erscheint. In solchen vielfach sehr kom- 
plexen und gravierende Einschränkungen der Aktionärs- 
rechte (bis hin zum Verlust der Mitgliedschaft) betreffenden 
Verfahren erscheint eine zweite Tatsacheninstanz grundsätz- 
lich unverzichtbar. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass 
in den Fällen der Nichtzulassung der Revision überhaupt 
kein ordentliches Rechtsmittel gegen die erstinstanzliche 
Entscheidung gegeben wäre. 

Die Zivilprozessordnung sieht hinreichende Möglichkeiten 
vor, um bei substanzlosen Berufungen eine zügige Erledi- 
gung des Rechtsmittels zu gewährleisten. Mit dem Gesetz 
zur Reform des Zivilprozesses vom 27. Juli 2001 (BGBl. I 
S. 1887) ist die Berufung als Instrument der Fehlerkontrolle 
ausgestaltet worden. Nur wenn das Berufungsgericht auf- 
grund konkreter Anhaltspunkte ernstliche Zweifel an der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der entscheidungserheb- 
lichen Tatsachen in der ersten Instanz hat, werden diese im 
Berufungsverfahren überprüft. Fehlerfrei festgestellte Tatsa- 
chen werden dagegen im höheren Rechtszug nicht einer er- 
neuten Beweisaufnahme unterzogen. Des Weiteren können 


Berufungen ohne Erfolgsaussicht und ohne grundsätzliche 
Bedeutung im Beschlusswege durch einstimmige Entschei- 
dung des Berufungsgerichts ohne mündliche Verhandlung 
abschließend erledigt werden. Diese Neugestaltung des 
Instanzenzuges hat sich bewährt. Die durchschnittliche 
Dauer der Berufungsverfahren konnte deutlich gesenkt 
werden (Hommerich/Prütting/Ebers/Lang/Traut, Rechts- 
tatsächliche Untersuchung zu den Auswirkungen der Re- 
forni des Zivilprozesses für die gerichtliche Praxis, S. 181, 
187). Im Falle der Zurückweisung aussichtsloser Berufun- 
gen durch Beschluss werden die gerichtlichen Hinweise auf 
die fehlende Erfolgsaussicht der Berufung sogar noch deut- 
lich zügiger erteilt (Hommerich/Prütting/Ebers/Lang/Traut, 
a. a. O., S. 205). 

Es erscheint überdies fraglich, ob durch die vorgeschlagene 
Beschränkung auf eine Tatsacheninstanz die erhoffte Be- 
schleunigung im erwarteten Umfang erreicht werden würde. 
Vielmehr ist zu erwarten, dass infolge der Beschränkung ver- 
mehrter Sachvortrag der Parteien einsetzt, der den Abschluss 
der Instanz verzögert. 

An dieser Beurteilung ergibt sich auch keine Änderung vor 
dem Hintergrund der gegenwärtig geführten Diskussion über 
zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung „räuberischer Ak- 
tionäre“. Dabei ist insbesondere auch zu berücksichtigen, 
dass die vorgeschlagene Rechtsschutzverkürzung nicht nur 
diese Gruppe treffen würde, sondern unterschiedslos auch 
solche Gesellschafter, denen man bei der Erhebung von An- 
fechtungsklagen oder der Einleitung von Spruchverfahren 
keine rechtsmissbräuchlichen Ziele unterstellen kann. Es 
erscheint unverhältnismäßig, das gegenwärtig vermehrte 
Auftreten einer bestimmten überschaubaren Gruppe von 
Klägern zum Anlass zu nehmen, das bestehende und be- 
währte Rechtsschutzsystem grundlegend zu ändern. 

Soweit es um die Vermeidung von Registersperren infolge 
der Klageerhebung geht, stellt das sogenannte Freigabever- 
fahren (§§ 246a, 319 Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3 UmwG) ein 
probates Mittel dar. Die Einschätzung, dieses Freigabever- 
fahren dauere oft viele Monate, trifft nicht zu. Die überwie- 
gende Zahl der Verfahren wird - auch über zwei Instanzen 
hinweg - iimerhalb weniger Monate erledigt. Die Gerichte 
nehmen die Vorgabe, wonach innerhalb von drei Monaten 
entschieden werden soll (§ 246a Abs. 3 Satz 6, § 3 19 Abs. 6 
Satz 4 AktG, § 16 Abs. 3 Satz 4 UmwG), durchaus ernst. Der 
Bundesrat hat erst 2007 in einer Entschließung (vgl. Bundes- 
ratsdrucksache 95/07 (Beschluss)) selbst ausdrücklich fest- 
gestellt: 

„Es ist nicht ersichtlich, dass es in der gerichtlichen Praxis 
bei der Entscheidung von Freigabeverfahren zu nicht ge- 
rechtfertigten Verzögerungen kommt“. 

Dort, wo die Länder von der Möglichkeit der Zuständig- 
keitskonzentration Gebrauch gemacht haben (§ 142 Abs. 5 
Satz 5, § 246 Abs. 3 Satz 3 AktG, § 2 Abs. 4 SpruchG), ist 
eine Spezialisierung bestimmter Landgerichte in aktien- 
rechtlichen Streitigkeiten bereits erfolgt. Diese Möglichkeit 
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haben die Länder im Rahmen des geltenden Rechts bisher 
allerdings nur unzureichend genutzt. Das ist bedauerlich. 
Dadurch könnte die angestrebte Spezialisierung und höhere 
Sachkompetenz der Spruchkörper erreicht werden. Bevor 
das Rechtsschutzsystem verkürzt wird, sollten die Länder 
die bestehenden Möglichkeiten zur Konzentration ausschöp- 
fen. 

Gegen die Einführung einer erstinstanzlichen Zuständigkeit 
der Oberlandesgerichte in den genarmten aktienrechtlichen 
Streitigkeiten spricht schließlich die mangelnde Bürger- 
freundlichkeit einer weiteren Zersplitterung der sachlichen 
Zuständigkeit für erstinstanzliche Streitigkeiten. Bereits 
nach geltendem Recht ist für Verfahren in erster Instanz je 
nach Verfahrensgegenstand entweder das Amtsgericht oder 
das Landgericht zuständig. Diese Unübersichtlichkeit würde 
durch die Schaffung einer dritten Eingangsinstanz weiter 
vergrößert. Darüber hinaus käme es irmerhalb des Kapitalge- 
sellschaftsrechts zu einer unangemessenen Aufspaltung des 
Rechtsweges. Denn für die nicht minder bedeutsame Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung bliebe es beim bisherigen 
System, also der Eingangsinstanz beim Landgericht samt 
Berufüngsmöglichkeit. Gleiches gilt für Spruchverfahren 
ohne Beteiligung einer Aktiengesellschaft. 
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